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Tobias Jautz

Michael Martin

Albert Rees

Johannes Rösch
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Verhandlungsteilnehmer: Johannes Ruf (Beckesepp
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Stefan Läufer (FSP Stadt-
planung)

Jens Rothweiler (Rothweiler
+ Färber Architekten GmbH)

2. Stellvertreter:

3. Gemeinderäte:

Es fehlten

entschuldigt:

nicht entschuldigt oder aus anderen Gründen:

Hanspeter Rees
Eugen Schreiner, OV Zastler

-/-
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Vorabbemerkung:

Laut Hygienekonzept der Gemeinde Oberried vom 07.06.2021 für die
Durchführung von Gemeinderatssitzungen in der Goldberghalle gilt u.a.

Folgendes:

Die maximal zulässige Anzahl an Teilnehmern ergibt sich aus den jeweils

geltenden Hygienevorschriften (insbesondere Mindestabstand zwischen den
Teilnehmern) und wird durch die Größe der Räumlichkeit begrenzt. Damit der
Mindestabstand von 1,5 m zwischen den Teilnehmer eingehalten wird, können
maximal 44 Personen (18 Plätze am Ratstisch für Mitglieder des Gemeinderats,

Verwaltung und ggf. Sachverständige; 25 Plätze für Zuhörerinnen und Zuhörer, 1
Pressetisch für ein Vertreter der Presse) an der Sitzung teilnehmen. Bei
Überschreitung der Anzahl müssen die die zulässige Anzahl überschreitenden
Zuhörer abgewiesen werden.

Auf Grund des Besucherandrangs mussten nach Erreichen der oben aufgeführten
Grenze alle weiteren Besucher leider zurückgewiesen werden.

Nachfolgende Tagesordnungspunkte werden behandelt:

1. Bekanntgaben

2. Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften

,,Lebensmittelmarkt"

Billigung des Vorentwurfs für einen nicht grof3flächigen Lebensmittelmarkt

mit Backshop und Cafe

Beschluss über die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans

nach § 12 BauGB mit örtlichen Bauvorschriften ,,Lebensmittelmarkt" im

Regelverfahren gem. § 2 Abs. 1 BauGB

3. Sanierung Klosterweg, hier: Straßenquerschnittsgestaltung

4. Sanierung ,,Obertalstraße", BA 2 - Lückenschluss, hier: Vergabe der Arbeiten

5. Neue Benutzungsordnung Komm.ONE; Überleitung bestehende Regelwerke,

vertragliche und sonstige rechtliche Beziehungen - Vertragsmigration

6. Bauantrag Vörlinsbachstraße 23, hier: Neubau eines Hackschnitzellagers mit

Heizungsanlage

7. Verschiedenes

8. Frageviertelstunde
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TOP 1 Bekanntgaben

,,Mitfahrbänkle"

Bürgermeister Vosberg informiert darüber, dass die Gemeinderäte von der
Denkgruppe Mobilität im Dreisamtal eine Einladung zu einer
Informationsveranstaltung zum Thema ,,Mitfahrbänkle" erhalten haben. Hier soll
insbesondere über den aktuellen Sachstand berichtet werden.
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TOP 2 Vorhabenbezogener Bebaiiiingqplan mit örtlichen
Bauvorschriften ,,Lebensmittelmarkt"

Billigung des Vorentwurfs für einen nicht großflächigen
Lebensmittelmarkt mit Backshop und Caf6

Beschluss über die Aufstellung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans nach § 12 BauGB mit örtlichen
Bauvorschriften ,,Lebensmittelmarkt" im Regelverfahren
gem. § 2 Abs.l BauGB

Gemeinderat Gerhard Rombach erklärt sich für befangen, nimmt im
Zuhörerbereich Platz und wirkt an der Beratung und an der Beschlussfassung nicht
mit.

Beratung

Zunächst begrüßt Bürgermeister Vosberg die Herren Johannes Ruf (Beckesepp
KG), Stefan Läufer (FSP Stadtplanung) und Jens Rothweiler (Rothweiler + Färber
Architekten GmbH) am Ratstisch. Sodann erläutert zunächst Johannes Ruf anhand
einer Präsentation detailliert das Anliegen bzw. das Konzept und die Idee im
Zusammenhang mit dem geplanten Lebensmittelmarkt. Dabei erläutert er auch
das Unternehmen Beckesepp an sich. Zur Verbesserung und nachhaltigen
Sicherung der Nahversorgung beabsichtigt die Gemeinde Oberried schon seit
einigen Jahren, einen zeitgemäßen Lebensmittelmarkt anzusiedeln. Mit einem
nicht großflächigen Lebensmittelmarkt (Vollsortiment) soll zur Grundversorgung
ein attraktives und für die Bürger aller Ortsteile ein gut erreichbares Angebot
geschaffen werden und damit zugleich die Kaufkraft vor Ort gebunden werden.
Allerdings konnte im Kernort hierfür kein geeigneter Standort mobilisiert werden.

Bereits seit 2017 bemühte sich Bürgermeister Vosberg, um einen Voillsortimenter
in Oberried und konnte dafür Johannes Ruf, der bisher einen Backshop in Oberried
betreibt gewinnen. Dieser erwarb nach Standortprüfungen am nördlichen
Ortseingang von Oberried Grundstücke, um dort einen EDEKA-Lebensmittelmarkt
zu entwickeln. Unter dem Label ,,Beckesepp" sollte sich der angedachte
Vollsortimentmarkt mit knapp 800 m= entsprechend dem Vorbild in Sölden gut in
das Orts- und Landschaftsbild einfügen und eine attraktive Adresse am
Ortseingang bilden. Nachdem ein Zukauf von benachbarten Grundstücksflächen
scheiterte, wurde in der Zusammenarbeit mit Rothweiler + Färber Architekten ein
innovatives Konzept für den Standort entwickelt, das eine flächensparende
Realisierung des Vorhabens auf der verfügbaren Fläche ermöglicht.

Herr Läufer, vom Büro FSP Stadtplanung, erläutert sodann ausführlich das
bauplanungsrechtliche Verfahren. Als Genehmigungsgrundlage für das Vorhaben
soll ein vorhabenbezogener Bebauungsplan nach § 12 BauGB aufgestellt werden.
Der Vorhabenträger hat nun die Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens
beantragt - nach Prüfung durch die Gemeinde ist er bereit und in der Lage die
anfallenden Planungs- und Erschließungskosten zu tragen und das Vorhaben
innerhalb einer angemessenen Frist durchzuführen. Der Vorhabenträger bittet
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darum, seine Entwicklungsabsichten, der mit seinem Familienbetrieb den Markt
auch selbst betreiben wird, zu unterstützen. Dadurch soll das vorhandene
Nahversorgungsangebot erweitert und die Grundversorgung im Ort nachhaltig
gesichert werden, was auch zum Erhalt und zur Steigerung der Lebensqualität für
Einwohner und Touristen beiträgt. Daneben können durch die Sicherung der
Nahversorgung auch ca. 40 Arbeitsplätze entstehen und Vermögenswerte
(Grundstückswerte im Ort) gesichert und gestärkt werden.

Das Plangebiet weist eine Größe von ca. 0,33 ha und wird derzeit als
landwirtschaftliche Fläche genutzt. Es liegt zwischen den beiden Fernstraßen L 126
und K 4960 (Hauptstraße) und umfasst das Flurstück Nr. 52/1 und das Flurstück
Nr. 26/4 vollumfänglich. Die Erschließung ist im südlichen Bereich des
Geltungsbereichs an der Hauptstraße geplant.

Alternative Standorte wurden überprüft. Im Ergebnis stehen in geeigneter Lage
keine erwerbbaren Flächen mehr für eine größere Entwicklung von Bauland zur
Verfügung. Geeignete Standortalternativen kommen somit nicht in Betracht.

Die dreieckige Grundstücksfläche stellt aufgrund des ungünstigen
Grundstückszuschnitts, der geringen Größe und der angrenzenden Straßen hohe
Anforderungen an die Planung. Zugleich bietet der prominente Standort aber ein
hohes Potenzial für eine attraktive, weithin sichtbare und gut erreichbare Adresse
am Ortseingang.

Im Folgenden werden die ersten Entwürfe zum Markt vorgestellt. Die vorliegende
Konzeption sieht eine Stapelung der Nutzungen auf mehreren Ebenen vor. Damit
können auf EG-Niveau 40 - 60 kundenfreundlichen und überwiegend überdachte
Pkw-Stellplätze sowie eine verkehrsfunktionale Anlieferung realisiert werden. Im
1. OG befindet sich der Lebensmittelmarkt mit knapp 800 m2 Verkaufsfläche,
Backshop und Cafe. Die Cafe-Terrasse bietet den freien Blick über das Dreisamtal.
Über der Einkaufsetage sollen nach Möglichkeit Nebenräume für Personal,
Verwaltung und Technik angeordnet. Im Sinne des Klimaschutzes ist eine
Dachbegrünung in Kombination mit einer PV-Anlage vorgesehen. Durch den
hochwertigen Sonderbaukörper in Holzbauweise werden die Standortmerkmale
aufgegriffen und eine ortsbildverträgliche sowie flächensparende Bebauung
sichergestellt. Das Pilotprojekt kann damit einen wertvollen Beitrag zur Baukultur
leisten.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird im Regelverfahren mit zweistufiger
Bürger- und Behördenbeteiligung und mit Umweltprüfung aufgestellt. Mit dem
Durchführungsvertrag verpflichtet sich der Vorhabenträger zur Kostenübernahme
und zur Durchführung des Vorhabens entsprechend der Vorhabenpläne. Der
vorhabenbezogene Bebauungsplan kann aus den Darstellungen des
Flächennutzungsplans entwickelt werden und verfolgt insbesondere folgende
Ziele:

a

m

m

s

Nachhaltige Sicherung der Nahversorgung durch Ergänzung des Angebots

Flächensparende und klimagerechte Bauweise im Sinne eines Pilotprojekts

Ausbildung einer attraktiven Adresse / eines attraktiven Ortseingangs

Verkehrssichere und funktionale Erschließung für alle Verkehrsteilnehmer
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m Bindung der Kaufkraft und Schaffung von Arbeitsplätzen

s Sicherung einer geordneten Siedlungsentwicklung

In der anschließenden Beratung meldet sich zunächst Gemeinderat Johannes
Rösch zu Wort. Er begrül3t grundsätzlich das Vorhaben. Bedenken äußert er
bezüglich der evtl. angedachten weiteren Etage über der Einkaufsebene. Ähnlich
sieht es Gemeinderat Ewald Zink, der sich die in der Sitzung vorgestellten Entwürfe
bereits mit den Beratungsunterlagen gewünscht hätte. Grundsätzlich begrüße er
auch den Lebensmittelmarkt, da die Entwürfe jedoch erst in der heutigen Sitzung
dem Gemeinderat präsentiert werden, kann er sich keine abschließende Meinung
bilden und nicht ohne weiteres zustimmen. Bürgermeister Vosberg, Herr Ruf und
Herr Läufer verdeutlichen nochmals in diesem Zusammenhang, dass heute
lediglich der Aufstellungsbeschluss für einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan
gefasst werden. Die genaue Ausgestaltung des Lebensmittelmarktes erfolgt erst
im Lauf des Verfahrens. Es bedarf lediglich der Feststellung des zukünftigen
Geltungsbereichs. Herr Ruf betont nochmals in aller Deutlichkeit, dass er
gemeinsam mit dem Gemeinderat die beste Lösung entwickelt möchte. Aktuell
sind dies die ersten Entwürfe, die sich im folgenden Verfahren aber sicher auch
noch weiterentwickeln werden. Diese Entwicklung soll einvernehmlich mit dem
Gemeinderat erfolgen.

Gemeinderat Albert Rees erkundigt sich zunächst nach dem nicht vom
Geltungsbereich erfassten Grundstück zwischen geplanten Lebensmittelmarkt und
bestehender Bebauung. Er möchte wissen, ob dieser Bereich nicht mit in den
Bebauungsplan aufgenommen werden kann. Herr Läufer erläutert, dass dies
grundsätzlich möglich wäre. Dann könne es aber nicht über einen
vorhabenbezogenen Bebauungsplan verwirklicht werden, sondern nur über ein
normales Bebauungsplanverfahren. Herr Vosberg ergänzt, dass es natürlich ideal
gewesen wäre, wenn man dieses Grundstück mit einbeziehen hätte können. Leider
konnte man sich über viele Jahre nicht mit dem Grundstückseigentümer einig
werden. Da nun eine Lösung für den Lebensmittelmarkt gefunden wurde, die ohne
diese Grundstücksfläche realisierbar ist, soll nun endlich auch der Startschuss
erfolgen. Man möchte aber weiterhin im Kontakt bleiben mit dem Eigentümer des
Zwischengrundstücks.

Anschließend stellt Gemeinderat Albert Rees das generelle Bedürfnis der Gemeinde
Oberried nach einem Lebensmittelmarkt zur Diskussion. Aus seiner Sicht wird der

Markt (trotz Cafe) nicht die Funktion eines sozialen Treffpunktes einnehmen.
Darüber hinaus verfüge die Gemeinde noch über zahlreiche kleinere Nahversorger,
die vielleicht unter dem größeren Lebensmittelmarkt leiden. Er habe Bedenken,
dass diese untergehen könnten. Herr Ruf erläutert, dass es nicht in seinem
Interesse liegt, dass kleinere lokale Nahversorger unter seinem Markt leiden. Er
bietet den lokalen Anbietern auch an, dass diese ihre Ware im Lebensmittelmarkt

verkaufen können. Bürgermeister Vosberg ergänzt, dass bei einigen lokalen
Anbietern auch noch offen sei, ob und in welcher Form diese Betriebe in den
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nächsten Jahren weitergeführt werden. Nicht, dass die Gemeinde am Ende mit
leeren Händen dasteht. Herr Läufer erinnert daran, dass in die vielen Gemeinden

die Nahversorger wegbrechen und händeringend, aber oft auch vergeblich, nach
Ersatz gesucht wird. Aus seiner Sicht ist es für die Gemeinde Oberried eine große
Chance, dass es einen Investor gibt, der in Oberried einen Standort verwirklichen
will und dies in enger Absprache mit der Gemeinde.

Abschließend erläutert Herr Läufer noch Fragen von Herrn Martin bezüglich des

Bebauungsplanverfahrens.

Beschluss (8 Dafür-Stimmen, I Dagegen-Stimme, 2 Enthaltungen)

Gemäß § 2 Abs. 1 BauGB wird die Aufstellung des Bebauungsplans

,,Lebensmittelmarkt" mit örtlichen Bauvorschriften als vorhabenbezogener

Bebauungsplan gem. § 12 BauGB beschlossen.
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TOP 3 Sanierung Klosterweg, hier:
Straßenquerschnittsgestaltung

Beratung

Bürgermeister Vosberg erinnert zunächst an die Gemeinderatssitzung am
17.05.2021. Dort wurde das Thema bereits intensiv behandelt. Bezüglich der

Gestaltung des Straßenquerschnittes im Zusammenhang mit der Sanierung des

Klosterweges wurde beschlossen, dass die zwei folgenden Varianten weiterverfolgt
werden:

Der bestehende Schrammbord mit unterschiedlichen Breiten verbleibt

unverändert. Jedoch wird im oberen Bereich der Schrammbord als Rundbord

ausgeführt hinsichtlich des Winterdienstes. Ansonsten kein Gehweg.
Zusätzlich zu Variante 1: Ausweisung eines verkehrsberuhigten Bereiches.

Darüber hinaus wurde die Verwaltung damit beauftragt, ein Meinungsbild der
Anlieger zu diesen beiden Varianten einzuholen. Das Prüfauftrag zum
verkehrsberuhigten Bereich konnte rasch abgearbeitet werden, so Herr Vosberg.
Leider hat die Straßenverkehrsbehörde mitgeteilt, dass sowohl die Umsetzung
eines verkehrsberuhigten Bereichs als auch einer 20er-Zone rechtlich nicht
zulässig sei. In der Zwischenzeit haben die Anlieger eine gemeinsame
Stellungnahme zum Thema abgegeben (das Schreiben liegt als Anlage bei). Diese
sprechen sich insbesondere für das Ausweisen einer Anliegerstraße und einer
Parkverbotszone aus, um so den Verkehr zu reduzieren und die Sicherheit für die
Fußgänger zu erhöhen.

Bürgermeister Vosberg begrüßt diesen Vorschlag und schlägt vor, dass die erste
Variante nun umgesetzt werden soll. Zusätzlich soll eine Anliegerstraße und eine
Parkverbotszone ausgewiesen werden. Bezüglich der Kosten ist davon
auszugehen, dass diese geringer als geplant ausfallen, allerdings wird die
Maßnahme sehr wahrscheinlich nicht mehr in 2021 vollständig umgesetzt und
abgerechnet werden können, sodass entsprechende Mittel auch in den
Haushaltsplänen der Eigenbetriebe in 2022 eingestellt werden müssen.

In der folgenden Beratung begrüßen die zahlreiche Gemeinderäte die Anregungen
der Anlieger und den ergänzten Beschlussvorschlag des Bürgermeisters.
Gemeinderat Ewald Zink ergänzt jedoch noch, dass durch eine Beschilderung
verdeutlicht werden soll, dass die Durchfahrt für Fahrradfahrer weiterhin zulässig
ist. Des Weiteren befürwortet Johannes Rösch auch den Vorschlag der Anlieger,
dass durch eine geeignete Bodenmarkierung eine geschützter Fußgängerbereich
markiert bzw. abgegrenzt wird. Herr Vosberg erwidert diesbezüglich, dass dies
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bereits in der letzten Sitzung thematisiert und nicht befürwortet wurde. Hierdurch

würde eine sogenannte Scheinsicherheit für die Fußgänger suggeriert.

Die Gemeinderäte Tobias Jautz und Daniel Schneider sprechen sich gegen die

Ausweisung einer Anliegerstraße aus. Zum eine bringe diese nichts für die
Sicherheit der Fußgänger, da sich die meisten ohnehin nicht daran halten würden.

Dies zu kontrollieren und entsprechend zu ahnden sei schlicht weg nicht möglich.
Auch aus ökologischer Sicht sei dieser Umweg nicht begrüßenswert, so Herr Jautz.

Beschluss (8 Dafür-Stimmen, 1 Dagegen-Stimme, 2 Enthaltungen)

Aufbauend auf den in der letzten Sitzung gefassten Beschluss wird das in Teilen
vorhandene Schrammbord entfernt und der Weg entsprechend der beigefügten
Planskizze ausgebaut. Weiter wird die Einrichtung einer Anliegerstraße sowie einer
Parkverbotszone bei der Verkehrsbehörde beantragt. Darüber hinaus soll eine
Beschilderung beantragt werden, die verdeutlicht, dass die Durchfahrt für
Fahrradfahrer weiterhin zulässig ist.



Sanierung Klosterweg Oberried, 27.05.2021

Zustand ietzt:

- Schrammbord / Gehweg am Klosterweg 1 + 2
- Schrammbord / Gehweg am Garten Klosterweg 4 (deutlich schmäler)
- Engstellen an mehreren Punkten
- Parken von Autos bei Veranstaltungen Goldberghalle / Klosterschiire + Schänke-Besucher + Kirche
- Anlieger frei für LKW

- Tempo 30

Beobachtunq:
- Ein Großteil der Fußgänger (Kinder / Erwachsene + mit Kinderwageri / + mit Gehhilfen bzw.
Rollatoren + Rollstühlen) laufen auf der Straße, da nicht durchgängig
- Bei Gegenverkehr muss rückwärts gefahren werden, um den Gegenverkehr passieren zu lassen
- Parkende Autos verstellen den vorhandenen Schrammbord / Gehweg, führen zu Engstellen, die mit
dem Auto schon eine Herausforderung darstellen, mit größeren Fahrzeugen (fast) unmöglich sind
(der Müllwagen musste schon von ,,oben" her anfahren, da von ,,unten" kein Durchkommen)
- LKWs fahren durch den Klosterweg ohne Anlieger anzufahren

- Geschwindigkeit nicht immer angepasst

- Je nach Veranstaltungsaufkommen in der Umgebung sind größere Gruppen auf der Straße
unterwegs (z.B. Beerdigungen / Hochzeiten / Markt / Friedhofsbesuche / ...)

Überlequnqen:
- Durchgängiger Schrammbord / Gehweg in erforderlicher Breite nicht möglich (It. gesetzl. Vorlage)
- Einzeichnen eines Fußweges auf Straßenniveau führt zur Gefährdung des Fußgängers
- Verkehrsberuhigte Zone - von unterer Verkehrsbehörde abgelehnt (,,Spielstraße" #
Schwerlastverkehr)

,k Vorschlag der Anwohner M. Furtwängler, R. Müller, A. Rees, S. Winterhalter, U. Maier
und Familien:

1. Da der vorhandene Schrammbord / Gehweg nicht durchgängig ist und öfter zugeparkt ist, sind wir
für eine Entfernung des Schrammbords / Gehwegs. Aj?.
Eine Entfernung des Schrammbords / Gehwegs macht nur dann Sinn, wenn der Fußgänger durch
vieitere Maßnahmen geschützt wird:
2. Reine Anliegerstraße (= für PKW + LKW) !!!!Q
3. Halteverbot / Parkverbot im Gesamtbereich
4. Der Schutz der Fußgänger sollte oberste Priorität haben und durch entsprechende Maßnahmen
durchgesetzt werden (Kontrollen auf Einhaltung der o.g. Maßnahmen).

Uns ist klar, dass der Klosterweg als ,,Durchfahrtsstraße" sehr beliebt ist. Jedoch ist der Klosterweg
die einzige Straße im Bereich des Klosters, in der die Fußgänger auf der Straße laufen müssen.
Zudem dient er als Zugang vom Vörlinsbach in den Innerort (Schule/Bäcker/Kiga/Bushaltestelle/...).

Es gibt eine Zeit nach Corona, in der sich vieles normalisieren wird - aber auch Neues entsteht
(Baugebiet Steierthof / Erweiterung Campingplatz). Damit einhergehend wird sich das
Verkehrsaufkommen drastisch erhöhen und somit auch die Frequenz der Fußgänger im Klosterweg
zunehmen.

Wir hoffen, dass sich der Gemeinderat und die Verwaltung für den Schutz der Fußgänger stark

machen wird und unsere Vorschläge 1. - 4. zur Verkehrsberuhigung bei der Unteren
Verkehrsbehörde / RP unterstützt.
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TOP4 Sanierung ,,Obertalstraße", BA 2
hier: Vergabe der Arbeiten

LückenscIl
?en5Cnlll5S/

Sachverhalt

Bürgermeister Vosberg berichtet, dass auf einer Baulänge von rd. 70 Metern die
in die Jahre gekommene Trinkwasserleitung in die Obertalstraße erneuert und
gleichzeitig aufdimensioniert werden soll. Die die L126 unterquerende Leitung ist
die einzige Versorgungsleitung der Obertalstraße. Mittels Spülbohrung wird die L
126 (Hintertalstraße) und die Verdolung des Wittelsbachs gequert. Hierfür wird
zunächst eine gesteuerte Pilotbohrung im Spülbohrverfahren durchgeführt. Im
Nachgang wird der Bohrkanal aufgeweitet und das Mediumrohr, PE-HD AD 180
und parallel ein weiteres PE-HD Rohr AD 63, für Glasfaser, eingezogen. Des
Weiteren werden die zwei bestehenden Trinkwasserhausanschlüsse im öffentlichen

Bereich erneuert. Sofern alte Hausanschlussleitungen in den privaten
Grundstücken erneuert werden sollen, besteht die Möglichkeit, diese Leitungen
gemeinsam mit der öffentlichen Baumaßnahme auszuführen.

Das Büro Raupach & Stangwald Ingenieure GmbH wurde mit der Planung und
Betreuung der Maßnahme beauftragt. Von Herrn Stangwald wurden die zwei
regionalen Betriebe, die in der Lage sind diese recht spezielle Maßnahme
durchzuführen, zur Angebotsabgabe aufgefordert. Lediglich die Fa. Menner aus
Breisach hat Interesse gezeigt und ein Angebot abgegeben. Auf die Einholung
weiterer überregionaler Angebote wurde verzichtet. Ein günstigeres ist nicht zu
erwarten. Einzelne Positionen des Angebots der Fa. Menner sind zwar als
hochpreisig einzustufen, dies hängt jedoch insbesondere damit zusammen, dass
die Massen aller Positionen sehr gering sind und daraus zwangsläufig höhere
Einheitspreise resultieren. Es ist davon auszugehen, dass überregionale Firmen auf
Grund der Entfernung noch höhere Preise eingeben würden. Da die Baumaßnahme
nicht ausschreibungspflichtig ist (Schwellenwert 100.000 € wird nicht
überschritten) und die Einholung weiterer Angebote nicht erfolgsversprechend ist,
wird vorgeschlagen, den Auftrag an die Fa. Menner zu einem Angebotspreis in
Höhe von 90.903,16 € (brutto) vergeben. Mit der Fa. Menner hat das Büro Raupach
& Stangwald Ingenieure GmbH bisher gute Erfahrungen gemacht.

Zu den finanziellen Auswirkungen berichtet der Vorsitzende, dass die
entsprechenden Mittel in den Haushaltsplänen eingestellt sind.

Beschluss (einstimmig)

Der Auftrag für die Tiefbau- und Rohrleitungsarbeiten sowie für die Spülbohrung
im Zusammenhang mit der Maßnahme ,,Sanierung Obertalstraße, Bauabschnitt 2
(Lückenschluss) wird an die Fa. Menner Tiefbau GmbH aus Breisach zu einem
Angebotspreis in Höhe von 90.903,16 € (brutto) vergeben.
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TOP 5 Neue Benut;ningsordnung Komm.ONE; Überleitung
bestehende Regelwerke, vertraglirhp und sonstige
rechtliche Bpziphnngen - Vertragsmigration

Beratung

Die Verwaltung erläutert, dass mit der Fusion der drei Zweckverbände KIVBF,

KDRS und KIRU mit der Datenzentrale Baden-Württemberg im Jahre 2018 die

unterschiedlichen ausgestalteten vertrags- und sonstigen rechtlichen Beziehungen

zwischen den einzelnen Zweckverbandsmitgliedern und den alten

Zweckverbänden im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf Komm.ONE
übergegangen sind. Hieraus resultierte in der Übergangsphase die parallele
Geltung von mindestens drei unterschiedlichen Regelwerken und
Rechtsbeziehungen zwischen Komm.ONE und den Kunden in Baden-Württemberg.

Ziel der Fusion ist der Erhalt einer wettbewerbs- und zukunftsfähigen kommunalen
IT in Baden-Württemberg. Dabei liegt der Fokus nach wie vor auf der dauerhaften
Verbesserung von Leistungen (Qualität, Service und Kosten) für Bestands- und
Neukunden, in dem die lokalisierten Synergien in den Leistungsprozessen
sukzessive realisiert werden sollen. In einer nun fast zweijährigen Übergangszeit
wurden die bestehenden Regelwerke und Rechtsverhältnisse zwischen Komm.ONE
und den ehemaligen getrennten Zweckverbandsmitgliedern fortgeführt sowie die
Entgelte für die von den Kunden bezogenen Leistungen nach den damaligen
Verbandsgebieten gesplittet, damit kein Verbandsmitglied durch die Fusion
schlechter gestellt wurde. Nunmehr sollen die bestehenden rechtlichen
Beziehungen vereinheitlicht, zusammengeführt und auf einen einheitlichen
Standard umgestellt werden, um die mit der Fusion erzielbaren positiven Effekte
weiter voranzutreiben.

Zu diesem Zweck hat der Verwaltungsrat der Komm.ONE aufgrund seiner
Ermächtigung im ADVZG in seiner Sitzung am 23.12.2020 (Umlaufverfahren) eine
neue Benutzungsordnung als Satzung beschlossen, die das Benutzungsverhältnis
zwischen den Kunden und Komm.ONE unter Einbeziehung von weiteren
Regelwerken regelt, begründet und ausgestaltet. Damit die weiteren,
standardisierten Regelungen in das Benutzungsverhältnis einbezogen werden
können, sieht die Benutzungsordnung für die Begründung des
Benutzungsverhältnisses den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen (Rahmen-)
Vertrages vor. Dieser öffentlich-rechtliche (Rahmen-)Vertrag ist aufgrund der
rechtlichen Vorgaben aus dem Verwaltungsverfahrensgesetz einmalig schriftlich
abzuschließen. Im Anschluss können die weiteren ,,Einzelaufträge" nach den
Regeln dieses öffentlich-rechtlichen (Rahmen-)Vertrages und der
Benutzungsordnung - wie gewohnt - erteilt werden.
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Ausführunqen zur Ausqanqslaqe und den Inhalten der weiteren Dokumente:

Angesichts der Vielfalt vertraglicher, teilweise veralteter Regelwerke war ein

Auftrag an die Komm.ONE, auf Basis einheitlicher und standardisierter Regelwerke

für Verträge und Produktbeschreibungen größtmögliche Transparenz bei der

hoheitlichen Leistungserbringung für ihre Träger herzustellen. Die bisherigen

Regelwerke wurden konsolidiert und entsprechend den rechtlichen Vorgaben aus

dem der Komm.ONE zugrundliegenden Gesetzes über die Zusammenarbeit bei der

automatisierten Datenverarbeitung (ADVZG) angepasst. Daraus ist das

nachfolgend aufgeführte Vertragswerk entstanden:

a) die Benutzungsordnung in der Form der Satzung

b) der öffentlich-rechtliche Vertrag in der Form eines Rahmenvertrages ohne

Abnahmeverpflichtung der auf die weiteren Dokumente verweist:

c) der Standard-Service Level-Katalog,

d) der Produktkatalog,

e) die Allgemeinen Vertragsbedingungen (AVB) mit den drei Bestandteilen:

- Allgemeine Auftragsbedingungen,

- Regelungen für die Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag,

- Regelungen zur Datensicherheit.

Die Benutzungsordnung enthält Öffnungsklauseln, so dass von der
Benutzungsordnung abgewichen werden kann, wenn und soweit dies in den
Bestimmungen für zulässig erklärt wird.

Überblick Zeitschiene:

* 01.01.2021 Fortgelten der aktuellen Vertragssituation für Bestandsgeschäft,
Umstellung auf verbindliches Regelwerk und des neuen Produkt- und
Entgeltkataloges bei Neugeschäft.

01.07.2021 Migration der aktuellen Bestandsverträge und Einführung des
neuen Produkt- und Entgeltkataloges bei allen Kunden auch für das
Bestandsgeschäft.

* 01.01.2023 Integration der EVB-IT Regelungen in das Standard Vertragswerk
entsprechend den Empfehlungen der neuen Arbeitsgruppe aus dem Kreis der
Mitgliederbeiräte 4IT
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Portfolio- und Entqeltharmonisierunq

Arbeitsprämissen aus dem Fusionsauftrag:

Aus der Fusion heraus wurde der Auftrag an die Komm.ONE erteilt, die Produkt-

und Entgeltharmonisierung so durchzuführen, dass im Endergebnis folgende

Aspekte sichergestellt sind:

1. Im Verbandsgebiet der Komm.ONE AöR zahlen alle Mitglieder für gleiche
Produkte und Leistungen gleiche Entgelte.

2. Die Entgeltmodelle sollen einer Positionierung der Komm.ONE als IT-
Dienstleisterin am Markt nicht entgegenstehen.

3. Die Entgeltmodelle und Entgelte der jeweiligen Produkte sollen mittel- bis
langfristig eine eigenständige Refinanzierung ermöglichen. Das
Gesamtergebnis mit Niederschlag im Komm.ONE Produktkatalog stellt
insgesamt einen vertretbaren politischen und wirtschaftlichen Kompromiss
dar, enthält keine Entgeltsteigerung im Vergleich zum Status quo 2019 und
liefert zwar Umverteilungseffekte, die aber unter Verwendung des virtuellen
Eigenkapitals der Regionen angemessen kompensiert werden können.

Benutzunqsordnunq

Die Benutzungsordnung on Komm.ONE wurde als Satzung beschlossen und regelt
Grundsätze für das Benutzungsverhältnis zwischen den Kunden und Komm.ONE.
Unter Einbeziehung von den weiteren Regelwerken, die dieses näher ausgestaltet.

Allqemeine Vertragsbedingungen
Diese sind modular aufgebaut und decken integriert die Regelungen für alle
relevanten Leistungsbereiche von Komm.ONE ab. Die Regelungen der
Vorgängerinstitutionen wurden fortgeschrieben und konsolidiert. Integriert wurden
als weitere Mehrwerte die Regelungen zum Datenschutz und zur
Informationssicherheit. Damit entfällt auch der zusätzliche Abschluss einer ADV-

Vereinbarung.

Standard Servicelevel Katalog
Für eine transparente und verständliche Darstellung unserer grundlegenden
Servicezusagen, die unterschiedslos für alle unserer Kunden und alle unserer
Produkte gelten, haben wir den Standard Servicelevel Katalog erstellt. Dieser wird
durch produktbezogene Service Levels ergänzt.

Produktkataloq

Dieser enthält die konsolidierten IT-Leistungen und zughörigen Entgelte
von Komm.ONE mit weiteren ergänzenden Informationen. Für die Umstellung
der bestehenden Regelwerke auf den neuen einheitlichen Standard ist der
einmalige schriftliche Abschluss des öffentlich-rechtlichen Vertrages
durch den
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Bürgermeister erforderlich, dessen Ermächtigung und Beauftragung diese
Drucksache insbesondere vorsieht und ermöglichen soll.

Zu den finanziellen Auswirkungen berichtet die Verwaltung, dass für die Gemeinde
Oberried dies zu keinen spürbaren finanziellen Auswirkungen führt. Komm.ONE

hat den Kommunen einen entsprechenden Entgeltvergleich für die bezogenen
Leistungen zur Verfügung gestellt. Der Vergleich zeigt für Oberried ein nahezu
identisches Ergebnis.

Beschluss (einstimmig)

1. Der Gemeinderat nimmt den Sachverhalt zur Änderung der neuen
Benutzungsordnung und die damit verbundene Umstellung der bestehenden
rechtlichen Regelwerke für die Begründung und Ausgestaltung der
Benutzungsverhältnisse mit der Komm.ONE zu einem einheitlichen Standard
zur Kenntnis. Er stimmt der Anpassung der rechtlichen Rahmenbedingungen
sowie der mit der Komm.ONE bestehenden vertraglichen und sonstigen
rechtlichen Beziehungen zu.

2. Der Gemeinderat ermächtigt und beauftragt den Bürgermeister, alle für die
Vertragsanpassung mit Komm.ONE erforderlichen Erklärungen abzugeben und
entgegenzunehmen und alle Maßnahmen und Handlungen durchzuführen, die
zur Umsetzung der Ziff. 1. zweckmäßig sind. Hiervon ist insbesondere der
Abschluss des öffentlich-rechtlichen Vertrages auf Basis der neuen
Benutzungsordnung von Komm.ONE erfasst.



>Komm.ONE

Öffentlich-rechtlicher Rahmenvertrag

zwischen

1. Komm.ONE Anstalt des öffentlichen Rechts, Krailenshaldenstraße 44, 70469 Stuttgart, vertreteri durch
den Vorstand

- nachfolgend: ,,Komm.ONE" genannt-

und

2. Gemeinde XXX, [Anschriftl, vertreteri durch

- nachfolgend: ,,Benutzer" genannt -

- nachfolgend: Komm.ONE und Benutzer zusammen die ,,Parteien"

und einzeln die ,,ParteV' genannt

Präambel

1. Der Verwaltungsrat von Komm.ONE hat mit Beschluss vom 23.12.2020 (Umlaufverfahren) die
Satzung der Komm.ONE zur Regelung der Benutzungsverhältnisse (nachfolgend:
,,Benutzungsordnung" genannt) erlassen, die die grundlegenden Rahmenbedingungen zwischen
Komm.ONE und dem in § 2 der Benutzungsordnung definierten Benutzerkreis regelt. Sie ist nach
Bekanntmachung im Staatsanzeiger am 01.01.2021 in Kraft getreteri.

2. Zur Begründung eines Benutzungsverhältnisses zwischen der Komm.ONE und dem Benutzer sieht §
3 der Benutzungsordnung vor, dass ein öffentlich-rechtlicher Vertrag abgeschlossen wird, der in
Ergänzung zur Benutzungsordnung gilt und insbesondere Näheres für das Zustandekommen der
Einzelaufträge regelt.

Dies vorausgeschickt vereinbaren die Parteien was folgt:

Komm.ONE - öffentlich-rechtlicher Vertrag www.komm.one
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§ I Benutzungsverhältnis

1. Mit Abschluss dieses Vertrages begründen die Parteien ein öffentlich-rechtliches
Benutzungsverhältnis nach § 9 Abs. 3 ADVZG, § 11 Abs. 5 der Satzung vom Komm.ONE, §§ 1 Abs. 2, 3
Abs. 1 der Benutzungsordnung. Der Benutzer erkennt hiermit die Regelungen der
Benutzungsordnung und der darin genannten Dokumente an.

2. Bestimmend für Art und Umfang der beiderseitigen Rechte und Pflichten aus und im
Zusammenhang mit dem Benutzungsverhältnis sind die Benutzungsordnung in der jeweils gültigen
Fassung, dieser öffentlich-rechtliche Vertrag sowie die darüber hinaus in § 5 Abs. 1 der
Benutzungsordnung genannten Dokumente in der jeweils geltenden Fassung.

3. Für die Dauer und Beendigung des Benutzungsverhältnisses gilt § 7 der Benutzungsordnung.

§ 2 Einzelaufträge

1. Einzelaufträge nach § 4 Abs. 1 der Benutzungsordnung können einmalige, wiederkehrende oder
dauernde Leistungen umfassen.

2. Fin Firvmai iftrag nach § 4 Abs. 1 der Benutzungsordnung entsteht

(a)
(b)

durch eine schriftliche Vereinbarung zwischen Komm.ONE und dem Benutzer, oder
im Falle der Übersendung eines Angebotes mit der Leistungsbeschreibung durch Komm.ONE
an den Benutzer, die einem einheitlich zu verwendendem Muster entsprechen soll
(Bestellscheinverfahren), oder

(c) im Falle einer vom Benutzer abgegebenen Erklärung, eine oder mehrere Leistungen nach § 4
Abs. 1 oder 2 der Benutzungsordnung in Anspruch nehmen zu wollen,

nach der jeweiligen Auftragsbestätigung durch den Benutzer bzw. Komm.ONE oder durch die
jeweilige Leistungsausführung durch Komm.ONE.

3. Die Angebote von Komm.ONE nach Abs. 2 verlieren ihre Gültigkeit, wenn sie nicht innerhalb von 60
Tagen nach Zugang angenommen werden, es sei denn, es ist in dem Angebot nach Abs. 2 eine
andere Frist genannt.
Die Erklärungen des Benutzers bzw. von Komm.ONE im Zusammenhang mit Einzelverträgen können
in Schriftform (§ 126 BGB), in elektronischer Form (§ 126a BGB) oder in Textform (§ 126b BGB)
abgegeben werden und durch Komm.ONE bzw. den Benutzer in einer der vorstehenden Arten
bestätigt bzw. angenommen werden.
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§ 3 Überleitung bestehender Einzelaufträge / Benutzungsverhältnisse

Mit Abschluss dieses Vertrages werden das zwischen Komm.ONE und dem Benutzer bestehende
Benutzungsverhältnis sowie die Vertrags- und Leistungsbeziehungen durch die Regelungen der
Benutzungsordnung, diesen Vertrag und die darüber hinaus in § 5 Abs. 1 der Benutzungsordnung genannten
Dokumente in der jeweils geltenden Fassung ersetzt mit Wirkung zum 01.07.2021.

Die bisher geltenden und zu ersetzenden Regelwerke der Komm.ONE werden in der Anlage ,,Synopse
Vertragswerk" dargestellt. Die mit dem jeweiligen Benutzer bestehenden Verträge werden in Anlage
,,Vertragsübersicht" dargestellt.

Folgende Verträge sind nicht in der Anlage ,,Vertragsübersicht" enthalten:

-Verträge über Lösungen des Produktkataloges, die ab 01.01.2021 abgeschlossen wurden

-Verträge die vor dem OLOl2021 geschlossen und für die bis Ende 2020 noch keine Leistungen fakturiert
wurden.

Für diese Verträge gilt Absatz 1 entsprechend.

Bestehende Befristungen der Laufzeit und Mindestlaufzeiten der Bestandsverträge Ciber die IT Lösungen
werden von der Überleitung nicht berührt.

Dies gilt gleichfalls für Individualvereinbarungen.

§ 4 Form, Ausfertigungen

1. Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrags bedürfen - sofern das Gesetz nicht notarielle
Beurkundung verlangt - zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Dies gilt auch für eine Änderung des
Schriftformerfordernisses. Den Vertragsparteieri sind die besonderen gesetzlichen
Schriftformerfordernisse des § 57 LVwVfG, § 126 BGB bekannt. Sie verpflichten sich hiermit, auf
jederzeitiges Verlangen einer Partei alle Handlungen vorzunehmen und Erklärungen abzugeben, die
erforderlich sind, um dem gesetzlichen Schriftformerfordernis Genüge zu tun und sich nicht auf die
Nichteinhaltung der gesetzlichen Schriftform zu berufen. Dies gilt nicht nur für den Abschluss des
Ursprungs-/Hauptvertrages, sondern auch für alle etwaigen Nachtrags-, Änderungs- und
Ergärizungsverträge.

2. Der Vertrag wird zweifach ausgefertigt. Beide Parteien erhalten je eine Ausfertigung.
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§ 5 Safüatorische Klausel

1. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise ungültig sein oder werden, so
wird hiervon die Gültigkeit der anderen Vertragsbestimmungen nicht berührt. Die Vertragsparteieri
verpflichten sich vielmehr, die ungültigen Bestimmungen durch eine gültige Regelung zu ersetzen,
die dem wirtschaftlichen Gehalt der ungültigen Bestimmungen soweit wie möglich entspricht.
Dasselbe gilt für Lücken in diesem Vertrag.

Anlage Vertragsübersicht

Nicht in der Vertragsübersicht genannte Produkte der Komm.ONE unterfallen künftig ebenfalls dem
öffentlich-rechtlichen Rahmenvertrag und der aktuellen Benutzungsordnung. Diese Vertragsübersicht kann
von beiden Seiten einvernehmlich erweitert werden.

Die geltenden Neuregelungen stehen im Kundenportal zur Einsicht bereit:

Benutzungsordnung
Produktkatalog
Standard-Service-Level-Katalog
Allgemeine Vertragsbedingungen (AVB)

Stuttgart den 26.04.2021

Ort, Datum

Stuttgart den 26.04.2021

Ort, Datum Ort, Datum

William Schmitt

Vorstandsvorsitzender

Komm.ONE

Andreas Pelzner

Mitglied des Vorstandes
Komm.ONE
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)Komm.ONE Benutzungsordnung

Satzung
der Komm.ONE Anstalt des öffentlichen

Rechts zur Regelung der
Benutzungsverhältnisse

(Benutzungsordnung)
Auf Grund von § 2 Absatz 3 des Gesetzes über die Zusammenarbeit bei der automatisierten

Datenverarbeitung (ADV-Zusammenarbeitsgesetz - ADVZG, vom 6. März 2018, zuletzt geändert
am 26. Juni 2020 in Verbindung mit § 7 Absatz 3 lit. l) der Setzung der Komm.ONE vom 18. Mai
2018, zuletzt geäridert am 27. Juni 2020, wird nach Beschlussfassung durch den Verwaltungsrat

vom 21.12.2020 die nachstehende Satzung (im Folgenden ,,Benutzungsordnung") erlassen:

§ 1 Allgemeines - Geltungsbereich

(1) Diese Benutzungsordnung regelt die grundlegenden Rahmenbedingungen zwischen der
Komm.ONE, Anstalt des öffentlichen Rechts (nachfolgend Komm.ONE genannt), und dem

jeweiligen Benutzer nach § 2 Abs. 1 der Benutzungsordnung für alle Leistungen, die von der

Komm.ONE im Rahmen des ADVZG und ihrer Satzung erbracht werderi.

(2) Zwischen Komm.ONE und dem jeweiligen Benutzer besteht ein öffentlich-rechtliches
Benutzungsverhältnis, das nach Maßgabe des § 3 dieser Benutzungsordnung begründet wird.

(3) Diese Benutzungsordnung wird durch Allgemeine Vertragsbedingungen (AVB), den
Produktkatalog inkl. des Standard-Service-Level-Katalogs in der jeweils geltenden Fassung

und die weiteren in § 5 Abs. 1 dieser Benutzungsordnung genannten Dokumente ergänzt.

(4) Von dieser Benutzungsordnung darf abgewichen werden, wenn und soweit dies in den
folgenden Bestimmungen für zulässig erklärt wird.

(5) Individualverträge die in begründeten Ausnahmefällen nicht im Rahmen der
Benutzungsordnung vereinbart werden sollen unterliegen dem Zustimmungsvorbehalt des

Verwaltungsrates bzw. Vorstandes von Komm.ONE.

§2 Benutzer

(1) Benutzer sind gemäß § 11 Absatz 5 der Satzung der Komm.ONE der Zweckverband 41T, das
Land Baden-Württemberg und dessen Dienststellen, die Mitglieder des Zweckverbandes 41T
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und die der Aufsicht des Landes Baden-Württemberg unterstehenden juristischen Personen
des öffentlichen Rechts.

(2) Für Benutzer, die nicht Träger von Komm.ONE oder Mitglied des Zweckverbandes 4 IT sind,
können von dieser Benutzungsordnung abweichende Rahmenbedingungen, insbesondere in

Bezug auf die Leistungsentgelte, festgelegt werden.

(3) Nicht zu den Benutzern gehören

a) private Dritte

b) öffentlich-rechtliche Dritte, die ihren Sitz außerhalb des Landes Baden-Württemberg

haben, insbesondere IT-Dienstleister, für die Komm.ONE im Rahmen einer Kooperation

Leistungen erbringt.

§ 3 Begründung des Benutzungsverhältnisses

(1) Das Benutzungsverhältnis zwischen Komm.ONE und dem jeweiligen Benutzer wird durch
Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrages gemäß den §§ 54 ff.

Landesverwaltungsverfahrensgesetz (LVwVfG) begründet.

(2) Der öffentlich-rechtliche Vertrag kann in Schriftform (§ 126 BGB) oder in elektronischer Form
(§ 126a BGB iVm § 3a LVwVfG) geschlossen werden. Die auf den Vertragsschluss gerichteten
Willenserklärungen können in getrennten Urkunden oder sonstigen Dokumenten verke»rpert

sein. Der Vertrag soll einem einheitlich bei Komm.ONE zu verwendendem Muster entsprechen.

(3) In dem öffentlich-rechtlichen Vertrag können Regelungen aufgenommen werden, die diese
Benutzungsordnung ergänzen oder konkretisieren, sie dürfen von den Regelungen dieser

Benutzungsordnung aber nur nach Maßgabe des § 1 Abs. 4 dieser Benutzungsordnung
abweichen.

§ 4 Leistungsangebot im Rahmen des Benutzungsverhältnisses

(1) Im Rahmen des Benutzungsverhältnisses bietet Komm.ONE den Benutzern nach § 2 Abs. 1
dieser Satzung die im Produktkatalog und dem Standard Service Level Katalog in der jeweils

gültigen Fassung beschriebenen Verfahren und Leistungen an, die die Benutzer auf Basis des

öffentlich-rechtlichen Vertrages nach § 3 Abs. 1 dieser Benutzungsordnung durch

Einzelaufträge in Anspruch nehmen. Einzelaufträge können einmalige, wiederkehrende oder

dauernde Leistungen umfassen. Die Einzelheiten werden im öffentlich-rechtlichen Vertrag

nach § 3 Abs. 1 dieser Benutzungsordnung geregelt.

(2) Im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags kann Komm.ONE weitere Liefer- und
Leistungsangebote unterbreiten, die nicht im Produktkatalog oder im Standard-Service-

Katalog aufgeführt sind.
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(3) Die Leistungen können bei Komm.ONE oder den Benutzern erbracht werden. Komm.ONE ist im
Rahmen des gesetzlichen Auftrages berechtigt, Leistungen auch durch Dritte, insbesondere

ihre Tochtergesellschaften erbringen zu lassen. Näheres wird im Einzelauftrag geregelt.

§ 5 Umfang des Benutzungsverhältnisses

(1) Bestimmend für Art und Umfang der beiderseitigen Rechte und Pflichten aus und im
Zusammenhang mit dem Benutzungsverhältnis sind die nachfolgenden Dokumente in der

nachfolgenden Rangfolge:

a) diese Benutzungsordnung,

b) der öffentlich-rechtliche Vertrag gemäß § 3 Abs. 1 dieser Benutzungsordnung,

c) der Einzelauftrag auf Basis des öffentlich-rechtlichen Vertrages gemäß § 3 Abs. 1 dieser

Satzung mit der Leistungsbeschreibung, den vereinbarten Service Level Agreements aus

dem Standard Service Level Katalog und den einbezogenen Anlagen,

d) der Produktkatalog und der Standard-Service-Level-Katalog in der jeweils geltenden

Fassung,

e) die Allgemeinen Vertragsbedingungen (AVB),

f) die Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen, Teil B: Allgemeine Vertragsbedingungen

für die Ausführung von Leistungen (VOL/B) in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Bei Widersprüchen gelten diese Regelungen in der vorgenannten Reihenfolge. Ein
Widerspruch ist nur bei inhaltlichen Abweichungen, nicht aber bei Fehlen einer Regelung in

einem vorrangigen Dokument gegeben.

(3) Abweichende Vereinbarungen sind in den Fällen § 5 Abs. 1 d, e und f sowie § 6 zulässig.

(4) Im Fall eines unvorhergesehenen, konkret drohenden oder bereits eingetretenen Angriffs auf
die IT-Sicherheit und den Datenschutz können Maßnahmen der IT-Sicherheit und des

Datenschutzes Vorrang vor den in Absatz 1 eingegangen Verpflichtungen haben. Das

Weisungsrecht des Nutzers für die der Komm.ONE anvertrauten, personenbezogenen Daten

bleibt davon unberührt und vorrangig weiterbestehen.

(5) Komm.ONE ist berechtigt, die Art der Leistung auch für laufende Benutzungsverhältnisse mit
Wirkung für die Zukunft zu ändern, wenn die bisherige Leistungserbringung aufgrund

tatsächlicher Gründe unmöglich gevvorden ist oder zu einer Unwirtschaftlichkeit der

Leistungserbringung führen würde, und dies keine für den Benutzer nachteiligen Auswirkungen

auf den Inhalt der Leistungen hat. Der Benutzer ist rechtzeitig mit einer im Einzelfall

angemessenen Frist über die Änderung der Leistungserbringung und die Umstände, welche
dazu geführt haben, zu informieren.
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§ 6 Leistungsentgelt

(1) Die Höhe des Leistungsentgelts wird dem Benutzer mit dem jeweiligen Einzelauftrag
mitgeteilt. Fehlt es an einer solchen Mitteilung, hat der Benutzer das im Produktkatalog

aufgeführte Entgelt zu bezahlen.

(2) Soweit nichts anderes vereinbart ist, umfasst das Leistungsentgelt (Preise und ggf.
Nebenkosten wie beispielsweise Reisekosten und Auslagen für den Versand) bei einmaligen
Leistungen die Vergütung für die gesamte Leistung, bei wiederkehrenden Leistungen die

Vergütung für den Verarbeitungszeitraum, bei dauernden Leistungen die Vergütung für einen

Verarbeitungsmonat. Komm.ONE ist grundsätzlich berechtigt, die in Produktkatalog

aufgeführten Entgelte auch für laufende Verträge mit Wirkung für die Zukunft anzupassen. Die

Anpassung hat angemessen und nicht gegeri die für die Leistung relevante Tendenz am Markt

zu sein. Eine Änderung ist dem Benutzer spätestens drei Monate vor dem Zeitpunkt des
Wirksamwerdens in Schrift- oder Textform unter Angabe des Anlasses, der Voraussetzungen

und des Umfangs anzukündigen.

(3) Übersteigen Preiserhöhungen 3 %, so gelten diese als genehmigt, wenn der Benutzer nicht
innerhalb von vier (4) Wochen nach Zugang der Mitteilung der Preiserhöhung die von der
Preiserhöhung betroffenen Leistungen zum Termin der Preiserhöhung kündigt. Komm.ONE

wird den Benutzer darauf in der Mitteilung über die Preiserhöhung hinweisen.

(4) Das Entgelt erhöht sich für die Benutzer um die gesetzliche Umsatzsteuer, soweit die

Leistungen von Komm.ONE umsatzsteuerpflichtig sind. Die gesetzliche Umsatzsteuer ist auch

nachträglich zu entrichten, wenn die Nichtsteuerbarkeit entfällt.

§ 7 Dauer und Beendigung des Benutzungsverhältnisses

(1) Das Benutzungsverhältnis läuft auf unbestimmte Zeit, soweit nichts anderes vereinbart ist. Es
kann sowohl von dem Benutzer als auch von Komm.ONE mit einer Frist von drei (3) Monaten

zum Ende eines Kalenderjahres gekündigt werden, sofern nicht etwas anderes vertraglich

vereinbart ist, erstmals jedoch zum Ende einer vereinbarten Mindestleistungsdauer. Bestehen

im Zeitpunkt der Beendigung des Benutzungsverhältnisses nach Satz 1 oder 2 noch ein oder

mehrere Einzelaufträge zwischen Komm.ONE und dem Benutzer, endet abweichend von Satz 1

oder 2 das Benutzungsverhältnis erst im Zeitpunkt der Beendigung des letzten Einzelauftrags

(2) Die Kündigung des Benutzungsverhältnisses bedarf der Schriftform (§ 126 BGB) oder der
elektronischen Form (§ 126a BGB). Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem
Grunde (§ 314 BGB) bleibt unberührt.

(3) Komm.ONE unterstützt den Benutzer auch nach der Beendigung des Benutzungsverhältnisses
- sei es durch Kündigung, Zeitablauf oder Aufhebungsvereinbarung - für einen angemessenen

Zeitraum, um den Wechsel zu einem anderen Dienstleister zu errnöglichen oder den Benutzer

in die Lage zu versetzen, die Leistungen künftig mit eigenen Mitteln zu erbringen; maximal

aber bis zum vereinbarten Zeitraum. Die Unterstützung des Benutzers umfasst insbesondere
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die Aushändigung von Unterlagen, die bei Komm.ONE gespeicherten Daten und die für den

Benutzer erstellten oder von dem Benutzer bereitgestellten Programmen und die

übergangsweise Erbringung der Leistungen über das Benutzungsverhältnis hinaus, soweit dies

erforderlich ist. Einzelheiten wie Art und Umfang der Leistungen sowie ein Leistungsentgelt

nach Aufwand sind vertraglich nach den Bestimmungen des Produktkataloges in der aktuell

gültigen Fassung zu regeln.

(4) Die Pflicht von Komm.ONE zur Aufbewahrung der Unterlagen und Daten erlischt sechs (6)
Monate nach Zustellung einer schriftlichen Aufforderung zur Abholung, im Übrigen ein (1) Jahr
nach Beendigung des Benutzungsverhältnisses.

(5) Bis zur vollständigen Begleichung der Forderungen des Benutzers hat Komm.ONE an
überlassenen Unterlagen und gespeicherten Daten ein Zurückbehaltungsrecht. Dessen

Ausübung ist treuwidrig und damit ausgeschlossen, wenn die Zurückbehaltung dem Benutzer

einen unverhältnismäßig hohen, bei Abwägung beider Interessen nicht zu rechtfertigenden

Schaden zufügen würde. Ein Zurückbehaltungsrecht bei personenbezogenen Daten ist

ausgeschlossen.

§ 8 Informationspflicht und gegenseitige Unterstützung

Die Komm.ONE und der Benutzer sind verpflichtet, sich gegenseitig über alle wesentlichen

organisatorischen und technischen Erfordernisse unverzüglich (i.d.R. innerhalb 30 Tage)
umfassend zu informieren und sich bei der Leistungserbringung so zu unterstützen, dass eine

vertrauensvolle Zusammenarbeit und eine umgehende Erledigung gewährleistet sind.

§ 9 Gerichtsstand

Gerichtsstand für Streitigkeiten aus und im Zusammenhang mit dem Benutzungsverhältnis ist

Stuttgart.

§ 10 In-Kraft-Treten

Diese Benutzungsordnung tritt nach der Bekanntmachung am 01.01.2021 in Kraft. (§ 2
Abs. 3 ADVZG)
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)Komm.ONE

Allgemeine Vertragsbedingungen für Leistungen
von Komm.ONE (AN)

A. Allgemeine Auftragsbedingungen (AAB)

1. Allgemeine Bedingungen für alle Lieferungen und Leistungen

§ I Vertragsgegeristand und Änderung der Allgemeinen Vertragsbedingungen

1,I Die nachstehenden Bestimmungen gelten für die im Einzelauftrag vereinbarten Lieferungen und
Leistungen vom Auftragnehmer (AN) (nachfolgend insgesamt die ,,Leistungen" genannt) im
Bereich der Informationsverarbeitung (IT).

1.2 Der AN wird die Leistungen gemäß der Leistungsbeschreibung des im Zeitpunkt der Bestellung
gültigen Produktkatalogs und Standard Service Level-Katalogs durchführen. Der AN ist berechtigt,
die Art der Leistung auch für laufende Benutzungsverhältnisse mit Wirkung für die Zukunft zu
ändern, wenn die bisherige Leistungserbringung aufgrund tatsächlicher Gründe unmöglich
geworden ist oder zu einer Unwirtschaftlichkeit der Leistungserbringung führen würde, und dies
keine für den Benutzer nachteiligen Auswirkungen auf den Inhalt der Leistungen hat. Der Benutzer
ist rechtzeitig mit einer im Einzelfall angemessenen Frist mind. vier (4) Wochen über die Änderung
der Leistungserbringung und die Umstände, welche dazu geführt haben, zu informieren.

§ 2 Verg(itung, Zahlungen

:?,l Die Vergütung für die Leistungen des AN ist im Produktkatalog geregelt. Zusätzliche Leistungen
werden zu den dort genannten Sätzen oder, mangels Position darin, nach Aufwand gemäß den
jeweils beim AN gültigen Sätzen berechnet.

Sämtliche Entgelte verstehen sich als Endpreise. Das Entgelt erhöht sich für die Benutzer um die
gesetzliche Umsatzsteuer, soweit die Leistungen von Komm.ONE um-satzsteuerpflichtig sind. Die
gesetzliche umsatzsteuer ist auch nachträglich zu entrichten, wenn die Nichtsteuerbarkeit entfällt.

2.2

:?,3 Falls im Produktkatalog oder im Einzelauftrag nichts Abweichendes geregelt ist, wird sind Zahlungen
ohne Abzug sofort nach Rechnungsstellung zu leisten.

2.4 Der AN ist grundsätzlich berechtigt, die im Produktkatalog aufgeführten Entgelte auch für laufende
Verträge mit Wirkung für die Zukunft anzupassen. Die Anpassung hat angemessen und nicht gegeri
die für die Leistung relevante Tendenz am Mark zu sein. Eine Änderung ist dem AG spätestens 3
Monate vor dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens in Schrift- oder Textform unter Angabe des
Anlasses, der Voraussetzungen und des Umfangs anzukündigen.

Übersteigen Preiserhöhungen 3 %, so gelten diese als genehmigt, wenn der AG nicht innerhalb von
vier (4) Wochen nach Zugang der Mitteilung der Preiserhöhung die von der Preiserhöhung
betroffenen Leistungen zum Termin der Preiserhöhung kündigt. Der AN wird den AG darauf in der
Mitteilung über die Preiserhöhung hinweisen.

:?,5 Zahlungen sind ohne Abzug sofort nach Rechnungsstellung zu leisten, sofern im Einzelauftrag nichts
Anderes vereinbart ist. Gerät der Kunde mit Zahlungen läriger als einen Monat in Verzug, ist die
Komm.ONE berechtigt, die entsprechenden Leistungen bis zum vollständigen Ausgleich der
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Rückstände auszusetzen. Kommt es wegen des Zahlungsrückstandes nicht zur Erbringung von
Leistungen, behält der AN den vollen Vergütungsanspruch abzüglich dessen, was der AN an
Ausgaben und Aufwendungen erspart.

§ 3 Durchführung

3.I Der AN und der AG benennen jeweils einen verantwortlichen Ansprechpartner. Diese können
Entscheidungen tretferi oder unverzüglich herbeiführen. Der Ansprechpartner des AN soll
Entscheidungen schriftlich festhalten. Der Ansprechpartner des AG steht dem AN für alle
erforderlicheri Informationen soweit zumutbar im Rahmen der vereinbarten Vergütung zur
Verfi3gung. Der AN ist verpflichtet, diesen einzuschalten, soweit die Durchführung eines
Einzelauftrags das erfordert.

3.2 Der AG sorgt für die Einsatz- bzw. Systemumgebung entsprechend den Vorgaben vom AN und
sorgt für den ordnungsgemäßen Betrieb der notwendigen Einsatz- bzw. Systemumgebung beim AG
vor Ort. Der AG wird im erforderlichen Umfang bei der Auftragserfüllung mitwirken, insbesondere
soweit notwendig unentgeltlich Mitarbeiter, Arbeitsräume, Einsatz- und Systemumgebung, sowie
Daten- und Telekommunikations-einrichtungen in Abstimmung mit dem Auftragnehmer zur
Verfügung stellen.

3.3 Der AG wird die Leistungen und Arbeitsergebnisse des AN unverzüglich auf Mängelfreiheit und
Verwendbarkeit prüfen, bevor er mit der operativen Nutzung beginnt. Das gilt auch für Leistungen,
die der Kunde im Rahmen von Nacherfüllung und Pflege vom AN erhält.

3.4 Der AG ist für die Sicherung seiner Daten vor Ort nach dem Stand der Technik selbst
verantwortlich. Die Mitarbeiter des AN können davon ausgehen, dass alle Daten, mit denen sie in
Berührung kommen, aktuell gesichert sind, soweit der Kunde nichts Anderweitiges schriftlich (E-
Mail genügt) mitgeteilt hat. Der AG wird angemessene Vorkehrungen für den Fall treffen, dass die
Arbeitsergebnisse mit Störungen behaftet sind, z. B. durch Datensicherung, Störungsdiagnose und
regelmäßige Überprüfung der Ergebnisse.

§ 4 Störungen bei der Leistungserbringung

4.1 Soweit eine Ursache, die der AN nicht zu vertreteri hat, höhere Gewalt, Streik oder Aussperrung die
Termineinhaltung gefährdet, kann der AN eine angemessene Verschiebung der Termine verlangen.
Erhöht sich der Aufwand und liegt die Ursache im Verantwortungsbereich des AG, kann der AN
auch die Vergütung des entstehenden Mehraufwands verlarigen.

§ 5 Vereinbarungen zur Mängelbeseitigung, Gewährleistung

5.I Der AN gewährleistet, dass die im Einzelauftrag genannten Programme bei vertragsgemär3er
Nutzung mit den in der Leistungsbeschreibung festgelegten Programmspezifikationen
übereinstimmen und sich gemäß den darin beschriebenen Funktionen verhalten.

Programme von Vorlieferanten müssen nur die Eigenschaften haben, die für den Einsatz der
Anwendungen erforderlich sind. Im Übrigen haftet der AN weder dafür, dass diese den
Produktbeschreibungen der jeweiligen Hersteller entsprechen, noch dafür, dass sie im Übrigen
keine Mängel haben und der AN übernimmt insoweit keine Pflicht zur Mängelbeseitigung.

5.2 Der AG wird dem AN Mängel unverzüglich melden. Macht der Kunde Mängel geltend, teilt er dies
dem AN unter Angabe der für die Mängelbereinigung zweckdienlichen Informationen schriftlich mit.
wobei Übermittlung per Textform und/oder das im Einzelauftrag vereiribarte Ticketsystem genügeri.
Voraussetzung für Mängelansprüche gegen den AN ist, dass der Mangel reproduzierbar ist oder
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durch maschinell erzeugte Ausgaben aulgezeigt werden kann und dass der Kunde sich bei der
Auswahl der technischen Geräte an die Empfehlungen des AN gehalten hat.

5.3 Der AG wird dem AN alle zur Mängelbeseitigung erforderlichen Unterlagen auf Anforderung
unverzüglich zur Verfügung stellen und dem AN bei der Mängelbeseitigung im erforderlichen und
angemessenen Umfang unterstützen.

5.4 Der AN wird mangelhafte Arbeiten, die aus unrichtigem Funktionieren der IT-Komponenten durch
Mitarbeiter des AN oder durch sonstige, vom AN zu vertretenderi Umstände entstehen, auf eigene
Kosten wiederholen, oder dies, wenn der AG zustimmt, bei einer späteren Bearbeitung
berücksichtigen.

5.5 Den Mängelansprüchen unterliegen Programme in der letzten vom AN überlassenen oder online
bereit gestellten Fassung. Bietet der AN dem AG zur Vermeidung oder Beseitigung von Mängeln
oder zur Vermeidung von Ausfällen anderer Programme, der IT-Anlage oder Geräte, eine rieue
Programmversion an, ist diese vom AG zu übernehmen, sobald es für ihn zumutbar ist, spätestens
aber nach drei (3) Monaten. Für die Prüfung der Zumutbarkeit steht dem AG ein angemessener
Zeitraum zur Verfügung.

5.6 Die Pflicht zur Mängelbeseitigung (Nacherfüllung) erlischt für solche Programme oder Leistungen
vom AN, die der AG ändert oder in die er sonst wie eirigreift, es sei denn, der AG weist nach, dass
der Eingriff für den Mangel nicht ursächlich ist. Das Vorstehende gilt nur für Änderungen ohne
Zustimmung des Auftragnehmers.

5.7 Der AN kann die Vergütung des dem AN entstandenen Aufwands verlangen, soweit der AN auf
Grund einer Mängelmeldung tätig geworderi ist und sich herausstellt, dass kein Mangel vorgelegen
hat.

§ 6 Haftung von des AN

6.1 Gerät der AN mit der Erfüllung (durch Lieferung) bzw. Nacherfüllung (durch Mängelbeseitigung oder
Ersatzlieferung) in Verzug, kann der AG eine angemessene Frist für die Erfüllung/Nacherfüllung
setzen. Verstreicht die Frist erfolglos oder schlägt die Erfüllung/Nacherfüllung endgültig fehl, kann
der AG seine gesetzlichen Ansprüche geltend machen, Schadensersatz im Rahmen von § 6.3. Der
AN kann dem AG eine angemessene Frist für die Erklärung setzen, ob dieser noch
Erfüllung/Nacherfüllung verlangt. Nach erfolglosem Ablauf dieser Erklärungsfrist ist der Anspruch
des AG auf Erfüllung/Nacherfüllung ausgeschlossen.

Bei Überlassung von Programmen auf Dauer beginnt die Verjährungsfrist für Ansprüche wegen
Mängeln mit der Überlassung der Programme, bei Individualsoftware mit deren Abnahme. Sie
beträgt 12 Monate. Die Erweiterurig des Benutzungsumfangs führt nicht zu einer neuen
Verjährungsfrist. Das Vorstehende gilt nicht im Fall von Arglist.

6.2

6.3 Schadensersatzansprüche - gleich aus welchem Rechtsgrund - gegeri den AN (einschließlich
dessen Erfüllungsgehilfen), die leichte Fahrlässigkeit voraussetzen, sind auf den typischen
vorhersehbaren Schaden beschränkt.

Für sämtliche Schadensfälle pro Kalenderjahr ist bei Vertragsabschluss regelmäßig mit einem
maximalen vorhersehbaren Schadensumfang wie folgt zu rechnen:

(1) Bei vom Kunden gezahlter einmaliger Vergütung auf EUR 100.000,00 bzw. den Auftragswert.
Es gilt der höhere Wert.

Bei RZ-Leistungen gegen laufende Vergütung, bei Miete von Software, sowie bei Verletzungen
von Pflichten in der Pflegephase auf den vom Kunden gezahlten Betrag bzw. die
Pflegepauschale in dem Kalenderjahr, indem der Schadensfall entstanden ist. Es gilt der
höihere Wert. Beträgt der Wert weniger als 25.000,- €, wird die Haftung auf 50.000,- €
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beschränkt. Beträgt der Wert 25.000,- € oder mehr und weniger als 100.000,- €, wird die
Haftung auf 100.000,- € beschränkt.

(2) Der AN hat den AG bei Vertragsschluss darauf hinzuweisen, wenn im Schadenfall mit einem
wesentlich höheren Schaden zu rechnen ist.

Der AG kann ferner eine weitergehende Haftung gegen Zahlung eines Risikozuschlags
verlangen. 1st im Einzelauftrag eine summenmäßige maximale Haftsumme vereinbart, so ist
diese maßgeblich.
Eine Ersatzverpflichtung des AN ist ausgeschlossen, wenn ein Schaden durch höhere Gewalt
verursacht wird. Der AN haftet darüber hinaus, soweit die Schäden durch die

Betriebshaftpflichtversicherung des AN gedeckt sind und der Versicherer zahlt.

Ansprüche wegen Körperschäden sowie nach dem Produkthaftungsgesetz bleiben unberührt.

6.4 Bei AN-Leistungen gegen laufende VergCitung und bei Miete von Programmen gilt: Soweit
gesetzliche Vorschriften verschuldensunabhängige Schadensersatzansprüche vorsehen, gelten
diese nur, wenn den AN ein Verschulden trifft.

6.5 Die Heftung des AN entfällt, soweit Mängel auf Weisungen vom AG im Einzelfall beruhen. Falls der
AN Bedenken gegeri eine Weisung hat, sollte er diese unverzüglich benennen und begründen6.6
Bei Datenverlust beim AG vor Ort, welchen der AN zu vertreten hat, haftet der AN nur für den bei

Vorhandensein einer tagesaktuellen Sicherung erforderlichen Rekonstruktionsaufwand, soweit der
der AG für die Datensicherung verantwortlich ist.

§ 7 Remote Support

Der AG wird dem AN auf Wunsch Remote Support (Ferndiagnose und -korrekturen, Überspielen
von neuen Versionen) ermöglichen, soweit diese technisch machbar ist. Der AG wird dafür in
Abstimmung mit dem AN einen Anschluss an das Telekommunikationsnetz auf Kosten des AG zur
Verfügung stellen, so dass die Systeme beider Seiten miteinander gekoppelt werden können.

7.2 Das Anmelden auf dem System des AG seitens des AN erfolgt durch ein vom AG kontrolliertes
Benutzerprofil/Kennwort. Aus Gründen des Datenschutzes gibt der Kunde die Leitung frei. Der AN
wird dem AG über die durchgeführten Maßnahmen informieren.

7.1

7.3 Ermöglicht der AG eine Fernbetreuung nicht, erstattet der AG dem AN den dadurch verursachten
Mehraufwand, auf jeden Fall Reisezeiten und Mehrkosten, für die Beseitigung von Mängeln bzw.
Fehlern.

7.4 Wenn Daten zum Zwecke der Fehlersuche oder der Restaurierung an den AN übertragen werden,
wird der AN alle technischen und organisatorischen Maßnahmen im eigenen Bereich einhalten, die
der Kunde seinerseits gemäß den geltenden datenschutz-rechtlichen Vorschriften zu treffen hat. §
8.2 gilt entsprechend.

7.5 Einzelheiten werden in Teil C § 9 geregelt.

§ 8 Geheimhaltung, Datenschutz

8.I Der AN ist zeitlich unbegrenzt verpflichtet, über alle schriftlich als vertraulich bezeichneten
Informationen oder ihrer Natur nach vertraulichen Informationen (insbesondere Betriebs- oder
Geschäftsgeheimnisse), die dem AN im Zusammenhang mit der Auftrags-ausführung bekannt
werden, Stillschweigen zu wahren.

8.2 Der AN verpflichtet sich, die Verarbeitung von personenbezogenen Daten nur im Rahmen der
Weisungen des AG durchzuführen. Der AN beachtet bei Durchführung des Auftrags die
einschlägigen datenschutzrechtlichen Vorschriften und überwacht ihre Einhaltung, insbesondere
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die nach den gesetzlichen Vorgaben zu treffenden technischen und organisatorischen
Sicherheitsmaßnahmen. Diese sowie Regelungen für die Verarbeitung personenbezogener Daten
sind in Teil B dieser Vertragsbedingungen enthalten, Regelungen zur Datensicherheit im Datennetz
des AN in Teil C. Einzelheiten werden auf Wunsch vom AG gesondert in einer Vereinbarung über
Auftragsverarbeitung vereinbart.

@e

9.1

9.2

Schriftform, Änderung der AVB und Gerichtsstand

Der Einzelauftrag und seine Änderungen bedürfen der Schriftform (Textform genügt). Auch
Einzelaufträge auf Basis eines öffentlich-rechtlichen Vertrags können in Textform erfolgen.

Der AN wird dem AG Änderungen und Ergänzungen dieser AVB rechtzeitig mitteilen und dabei die
vorgenommenen Änderungen besonders kennzeichnen. Widerspricht der Kunde nicht schriftlich
innerhalb von 4 Wochen nach Erhalt der geäriderten AVB, gelten diese als genehmigt. Der AN wird
den AG auf die Wirkung seines Schweigens bei der Übersendung hinweisen.

9.3 Es gilt deutsches Recht. Gerichtsstand ist Stuttgart.

Il. Besondere Bedingungen für den Online-Betrieb von Anwendungsprogrammen /
für zentrale Verfahren

§ 10 Einsatzvorbereitung und Durchführung

10.I Der AN stellt dem AG die im Einzelauftrag genannten Anwendungsprogramme und/oder Verfahren
(nachfolgend insgesamt die ,,Anwendungen" genannt) auf einem betriebsbereiten IT-System zur
Nutzung über ein Datennetz bereit.

10.2 Die Verarbeitungskapazität des IT-Systems beim AN und der Zugang zum Datennetz reichen für
den üblichen Einsatz der Anwendungen unter Zugrundelegung des im Einzelauftrag angegebenen
Mengengerüsts an Daten des AG aus, wobei das moderner Dialogverarbeitung entsprechende
Antwortzeitverhalten eingehalten wird. Das IT-System wird im Einzelauftrag angegeben.

Der AN wird den Einsatz der Anwendungen entsprechend den Anforderungen des AG vorbereiten.
Der AN wird Sonderwünsche auf Wunsch des AG gegeri gesoriderte Vergütung realisieren, soweit
das innerhalb des Konzepts der Dienstleistungen (Einsatz von Standardprogrammen) inhaltlich und
zeitlich möglich ist. Der AG kann den AN gegen gesonderte Vergütung beauftragen, die Einrichtung
(Parametrierung) der Anwendungen für einzelne Benutzer oder Benutzerkreise zu dokumentieren.

10.4 Der AG ist für die rechtzeitige Bereitstellung der zu verarbeitenden Daten und für deren Richtigkeit
verantwortlich, bei der Lieferung von Oateriträgerri auch für dereri maschinelle Lesbarkeit. Der AN
ist zu deren Überprüfung nicht verpflichtet. Entsprechend ist der Kunde für die Einhaltung von
Formvorschriften verpflichtet, z. B. Verwendung von Formblättern oder Erfassungsvorschriften.
Ändert der AN auf ausdrücklichen Wunsch des AG das von diesem bereitgestelltem Datenmaterial,
geschieht dies auf Risiko des AG. Der Aufwand dafür wird gesondert vergütet.

Vom AG gelieferte Datenträger werden Eigentum des AN, soweit nichts Anderes vereinbart wird.
Dies gilt entsprechend für Datenträger vom AN. Dies gilt nicht für die auf dem Datenträger
gespeicherten Daten. Der Transport von Datenträgern und sonstigen Unterlagen zum und vom AN
erfolgt auf Gefahr vom AG.

10.3

10.5 Der AN ist berechtigt, zur Erfüllung der Arbeiten Dritte heran zu ziehen, insbesondere für
Serviceaufgaben, welche der AN selbst nicht wirtschaftlich erledigen kann. Der AN kann diese an
hierauf spezialisierte Dritte vergeben und diesen die zur Durchführung der Aufgaben erforderlichen
Daten und/oder Materialien übermitteln. Diese Auftragnehmer sind sorgfältig auszuwählen und
vertraglich zur Einhaltung aller datenschutz-rechtlichen Bestimmungen zu verpflichten. Eine
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Datenverarbeitung personenbezogener Daten durch Dritte erfolgt jedoch nur mit ausdrücklicher
Zustimmung oder nach Anweisung des Nutzers. Es gelten die Regelungen des Teil B Nr. 9.

10.6 Der AG erteilt dem AN die Genehmigung, zum Zwecke der Fehlersuche Hauptspeicher-auszüge,
Dateien und sonstige Ausdrucke, die personenbezogene Daten enthalten können, im unbedingt
erforderlichen Umfang an die programmentwickelnde bzw. pro-grammpflegende Stelle zu
übermitteln. Die Weitergabe der Daten ist zu protokollieren. Der AN hat durch schriftliche
Vereinbarung mit der empfangenden Stelle sicher zu stellen, dass derartige Ausdrucke nur zum
Zwecke der Fehlersuche verwendet, vertraulich behandelt und nach bestimmungsgemäßem
Gebrauch vernichtet werden und dass die Vernichtung protokolliert wird.

j0,7 Der AG bleibt für die Einhaltung der ihn trefferiden rechtlichen Verpflichtungen im Zusammenhang
mit der Einführung und Anwendung der Anwendungen gemäß dem geltenden Datenschutzrecht
verantwortlich.

§ 11 Betrieb der IT-technischen Basis

lil Die Verfügbarkeit der eigenen IT-Einrichtungen wird in der SLA geregelt. Der AN übernimmt keine
Verantwortung für die Verfügbarkeit des Telekommunikationsnetzes.

11,2 Bereitstellungszeiten (Verfügbarkeit) können eingeschränkt werden, soweit betriebsnotwendige
Arbeiten, insb. zur vorbeugenden Wartung dies erfordern. Die Ankündigungsfrist ist in den SLA
geregelt.

113 Die von den Benutzern eingegebenen Daten werden vom Anwendungsprogramm auf formale
Richtigkeit und beschränkt auf Plausibilität @eprüft. Der AG ist für die sachliche Richtigkeit der
Eingabe und für die Überprüfung der Ergebnisse verantwortlich.

11,4 Der AN sorgt für die Datensicherung, soweit die Daten auf der zentralen IT-Anlage des AN
gespeichert werderi.

11,5 Der automatisierte Austausch von Daten mit anderen vom AG betriebenen Anwendungen wird
gesondert vereinbart

§ 12 Serviceleistungen, Betreuung

12,1 Die Serviceleistungen vom AN im Rahmen der Betreuung der Anwendungen werden im
Einzelauftrag vereinbart. Es gelten Produktkatalog und Standard Service Level-Katalog des AN.

12.2 Die Beauftragungen von Serviceleistungen werden entweder vom AG unmittelbar im persönlichen
Dialog bzw. im maschinellen Auftragsdienst, mittels Online-Übermittlungsverfahren (E-Mail oder
Webshop) oder durch Erteilung eines schriftlichen Einzelauftrags an den AN veranlasst.

12,3 Die Bereitstellung der physischen Verarbeitungsergebnisse erfolgt, soweit keine besonderen
Nachbearbeitungsmaßnahmen durchzuführen sind, in der Regel frühestens am ersten Arbeitstag,
spätestens am dritten Arbeitstag nach der Verarbeitung durch die vereiribarte Paketzustellung. In
Fällen technischer Störungen wird der AN den AG unmittelbar nach Kenntniserhalt einer Störung
über die verzögerte Auslieferung der Arbeitsergebnisse benachrichtigen.

Bei einzelnen Verfahreri können Einzelaufträge zur Verarbeitung vom AG selbst initiiert werden. Die
Einzelaufträge müssen in diesem Fall entsprechend den zwischen dem AG und dem AN getroffenen
Vereinbarungen über Verarbeitungszeiten durch den AN zur Verarbeitung freigegeben werden.

Allgemeine Vertragsregelungen Komm.ONE www.komm.one

Klassifizierung extern Seite 6 von 27



§ 13 Weiterentwicklung der Anwendungen

13.I Der AN wird die Anwendungen stetig weiterentwickeln, um sie auf technisch- und inhaltlich
aktuellem Stand zu halten. Der AN verpflichtet sich, soweit vereinbart, die Anwendungen
unverzüglich an Änderungen von Gesetzen anzupassen, die den Inhalt der Anwendungen
beeinflussen. Durch die Grundvergütung im Rahmen der Pflege nicht abgedeckt sind Änderungen,
die sich nur durch erhebliche Neuprogrammierung der Anwendungen realisieren lassen. In diesem
Fall wird der AN eine schriftliche Begründung für die Erfordernisse der Neuprogrammierung, eine
Programm-Vorgabe und einen Kostenvoranschlag unter Berücksichtigung aller Kunden, die die
Neuprogrammierung beauftragen, erstellen.

13.2 Der AN ist berechtigt, Weiterentwicklungen der Anwendungssoftware einzuführen. In diesem Fall
wird der AN die Verfahrensdokumentation anpassen und das Personal des AG, soweit erforderlich,
in zentralen Veranstaltungen rechtzeitig in die Weiterentwicklungen einweisen.
Weiterentwicklungen, die der Beseitigung von Fehlern oder von Schutzrechtsverletzungen oder der
Anpassung an geäriderte Gesetze oder andere Vorschriften dienen, dürfen sofort vorgenommen
werderi. Bei anderen Maßnahmen kann der AG verlangen, dass er den bisherigen VerFahrensstand
beibehalten kann, soweit das für den AN zumutbar ist. Der AG trägt in diesem Fall den Mehraufwand
einschließlich einer Pauschale für die Aufrechterhaltung der Einsatzumgebung.

13.3 Dienstleistungen für den Einsatz neuer Standardversionen der Anwendungen werden gesondert
beauftragt und vergütet.

§ 14 Vergütung

14.I Die Vergütung für die Bereitstellung der Anwendungen (§ 10 bis § 13) wird als monatliche Pauschale
(Grundvergütung) im Einzelauftrag vereinbart. Soweit nach Aufwand vergütet wird, richten sich
t-Ionorare, Reisekosten und Nebenkosten nach dem im Zeitpunkt des Einzelauftrags gültigen
Produktkatalogs des AN. Wegezeiten sind Arbeitszeiten. Der AN kann Leistungen gegen Vergütung
nach Aufwand monatlich abrechnen.

14.2 Soweit im Einzelauftrag nichts Anderes vereinbart ist, steht der AN für technischen Support bzgl.
der Anwendungen im Rahmen der im Einzelauftrag vereinbarten Grund-vergütung zur Verfügung.
Alle übrigen Service-, Support-, Betreuungs- und Unterstützungsleistungen vverden separat nach
Aufwand gemäß dem Produktkatalog berechnet, insbesondere:

Die Wiederherstellung von noch rekonstruierbaren Daten und deren Aufberei-tung in Folge von
Bedienungsfehlern von AG, Maschinenfehlern oder sonsti-ger Fremdeinwirkung;

Die Erstellung kundenspezifischer Modifikationen und/oder Erweiterungen der Anwendungen,
sowie deren Pflege.

14,3 Die Zahlungspflicht für die monatliche Grundvergütung beginnt zu dem im Einzelauftrag genannten
Zeitpunkt, spätestens mit der Herstellung und Vorführung der Einsatzfähigkeit der Anwendungen
durch den AN. Beginnt oder endet die Zahlungspflicht im Laufe eines Kalendermonats, beträgt die
Vergütung je Kalendertag 1/30 der monatlichen VergCiturig. Sie ist monatlich im Vorhinein zu zahlen.

14,4 Soweit laufende Vergütung für die Inanspruchnahme von Leistungen des AN vereinbart ist, kann der
AG diese anteilig für den Monat in dem Maße mindern, wie die Leistung innerhalb der vereinbarten
Fristen bzw. Zeiträume für ihn aus Gründen, die der AN zu vertreteri hat, nicht verfügbar waren.
Einzelheiten sind im Standard Service Level-Katalog geregelt.

14,5 Der AG kann Rechnungen über Vergütung nach Aufwand nur innerhalb von einem Monat nach
Zugang bestreiten. Der AN wird ihn bei Rechnungsstellung darauf hinweisen.

14,6 Der AG ist - unbeschadet seines Rechts, Zahlungen wegen unvollständiger oder mangelhafter
Leistung seitens des AN zu verweigern - nicht befugt, Zahlungen zurückzuhalten. Er kann nur mit
Forderungeri aufrechnen, die rechtskräftig festgestellt oder die vom AN anerkannt worden sind.
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§ 15 Laufzeit, Kündigung

15.1 Auftragsgegenstand sind alle für den AG in der Vertragszeit anfallenden vereinbarten Arbeiten in
den vereinbarten Leistungsfeldern, der AN ist hierauf personell und maschinell eingestellt.

Nimmt der AG ganz oder teilweise entgegen der Vereinbarung den AN nicht in Anspruch, hat dieser
denselben Vergütungsanspruch wie bei Ausführung der vertragsmäßig anfallenden Leistungen. Die
Vergütung beträgt unter Berücksichtigung etwa ersparter Aufwendungen je Monat 50 % der
durchschnittlichen monatlichen Rechnungsbeträge der letzten - höchstens 48 - Monate bei
vertragsgemäßer Abwicklung, es sei denn, AG weist einen geringeren vertraglichen Leistungsanfall
oder höhere ersparte Aufwendungen nach.

Nimmt der AG von vornherein die vereinbarten Leistungen nicht in Anspruch hat der dem AN
mindestens die Einmalkosten gemäß Nachweis zum allgemeinen gültigen Stundensatz zu erstatten.
Die Geltendmachung weiterer Erfüllungsansprüche auf Basis der Ziffer 15.1 bleibt vorbehalten.

15.2 Der Einzelauftrag läuft je Verfatireri auf unbestimmte Zeit. .Jeder Vertragspartner kann einen
Einzelauftrag ordentlich wie folgt kündigen:

Bei einer jährlichen Vergütung < € 10.000: Mit einer Kündigungsfrist von sechs (6) Monaten;

Bei einer jährlichen Vergütung < € 100.000: Mit einer Kündigungsfrist von ei-nem (1) Jahr;

Ab einer jährlichen Vergüturig von € 100.000: Mit einer Kündigungsfrist von zwei (2) Jahren.

Die Kündigung ist nur zum Ende eines Kalenderjahres zulässig bzw. erstmals zum Ende der
Mindestleistungsdauer, wenn eine solche im Einzelauftrag vereiribart ist.

15.3 Der AN ermöglicht dem AG gegeri Vergüturig des dem AN entstehenden Aufwands, bei
Vertragsende seine beim AN gespeicherten Daten, die von ihm bereitgestellten Programme, sowie
eine Kopie der für ihn erstellten Programme zu übernehmen.

15.4 Die Pflicht des AN zur Aufbewahrung der Unterlagen und Daten erlischt sechs Monate nach
Zustellung einer schriftlichen Aufforderung zur Abholung, im übrigen ein (1) Jahr nach Beendigung
des Einzelauftrags.

15.5 Bis zur vollständigen Begleichung der Forderungen des AN hat der AN für überlassenen Unterlagen
und gespeicherten Daten ein Zurückbehaltungsrecht. Dessen Ausübung ist treuwidrig und damit
ausgeschlossen, wenn die Zurückbehaltung dem AG einen unverhältnismäßig hohen, bei Abwägung
beider Interessen nicht zu rechtfertigerideri Schaden zufügen würde. Ein Zurückbehaltungsrecht bei
personenbezogenen Daten ist ausgeschlossen.

Ill. Besondere Bedingungen für Serviceleistungen

§ 16 Auftragsgegenstand, Leistungserbringung

16.I Der AN erbringt gegeriüber dem AG die im Einzelauftrag sowie der dazugehörigen
Leistungsbeschreibung aufgeführten Dienstleistungen nach besten Kräften und Wissen. Der AN
setzt hierfür qualifiziertes Personal ein. Eine Problemlösung kann jedoch nicht gewährleistet werden.

16.2 Die Leistungserbringung erfolgt zu den beim AN üblichen Geschäftszeiten. Die Reaktionszeiten,
Bereitschaftszeiten, etc. werden im Einzelauftrag oder in separaten Service Level Agreements
vereinbart.
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§ 17 Durchführung

17.1 1st nichts Anderes vereinbart, kann der AN die vereinbarten Leistungen soweit technisch möglich
von jedem möglichen Ort erbringen (z. B. via Remote Support gem. § 7). Der AG gestattet dem AN
bei Bedarf hierfür den Zugriff auf sein System. Der AN hat den AG aber jeden Zugriff im Voraus zu
informieren. Der Zugriff erfolgt unter Beachtung der mit dem AG vereinbarten
Sicherheitsmaßnahmen.

17.2 Der AG wird Mitarbeitern oder Beauftragten des AN Zutritt zu seinen Geschäftsräumen gestatten,
soweit das zur Erbringung der Dienstleistungen des AN für diesen erforderlich ist.

17.3 Der AG ist verpflichtet, die Software und seine Daten mindestens alle 24 Stunden zu sichern.

IV. Besondere Bedingungen für die Überlassung und Pflege von
Anwendungsprogrammen (Standard)

§ 18 Überlassung von Anwendungsprogrammen (Standard)

18.1 Die für alle Kunden gleichermaßen geltenden Vorschriften des deutschen Rechts (Bundes- bzw.
Landesrecht) oder für die Programme ähnlich zwingende Vorgaben werden eingehalten.

18.2 Der AN liefert dem AG die Programme in ausführbarer Form als Objektprogramme auf Datenträger
oder stellt sie per Download zur Verfügung. Der AN stellt die Benutzerdokumentation in
elektronischer Form zur Verfügung.

18.3 Soweit in den Programmen vom AN Schnittstellen zu anderen Programmen bestehen, wird der AN
dem AG die erforderlichen Informationen über die Schnittstellen auf Wunsch, gegeri Vergütung des
dem AN entstehenden Aufwands, zur Verfügung stellen. Der AG darf diese Informationen bei Bedarf
anderen Auftragnehmern bekannt geben.

18.4 Die Vergütung für die Überlassung wird im Einzelauftrag vereinbart. Sie erfolgt entweder gegeri
Einmalvergütung auf Dauer oder gegeri laufende Vergüturig wie vereinbart.

§ 19 Einsatzrecht des AG

19.I Der AN räumt dem AG das Recht ein, die im Auftrag genannten Programme, soweit nichts anderes
vereinbart, auf seinen eigen genutzten IT-Anlagen in dem im Einzelauftrag genannten Umfang
einzusetzen.

19.2 Die Höhe der Überlassungsvergütung richtet sich nach dem vereinbarten Benutzungs-umfang,
insbesondere der Größe der Konfiguration und der maximal zulässigen Zahl an gleichzeitig aktiven
Benutzern. Will der AG den vereinbarten Benutzungsumfang erhöhen bzw. erweitern, ist das vorab
mit dem AN zu vereinbaren und zu vergCiteri.

Soweit im Einzelauftrag nichts anderes vereinbart ist, erwirbt der AG ein
Einzelplatzbenutzungsrecht. Der AG darf die IT-Anlage in diesem Fall wechseln, muss aber
sicherstellen, dass ein Programm zu jedem Zeitpunkt immer nur auf eirier einzigen IT-Anlage genutzt
wird.

19.3 Der AG darf die Programme nur auf solchen Konfigurationen einsetzen, die der AN für diese
freigegeben hat. Der AG wird den AN unverzüglich über den Wechsel einer Konfiguration
unterrichten.

19.4 Der AG darF das gegen Einmalvergütung erworbene Nutzungsrecht an einen anderen Anwender
durch Verkauf übertragen, wenn der AG auf die Nutzung der Programme verzichtet und der rieue
Anwender sich schriftlich gegeriCiber dem AN zum Programm-schutz verpflichtet sowie dazu, die
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19.5

Programme nur in dem gleichen Umfang zu nutzen wie das zwischen dem AN und dem AG von AN
vereinbart war.

Der AG darf die Programme und die dazugehörigen Unterlagen nicht ändern oder erweiterri.

§20

20.1

20.2

20.3

Ergänzende Bedingungen für Miete

1st Überlassung gegeri laufende Vergüturig (Miete) vereinbart, kann jeder Vertragspartner den
Einzelauftrag mit einer Frist von sechs (6) Monaten zum Ende eines Kalenderjahres schriftlich
kündigen, sofern nicht im Einzelauftrag etwas anderes vereinbart ist.

Bei Vertragseride sind alle übergebenen Programme unverzüglich aus dem System zu entfernen.
Die zur Verfügung gestellten Unterlagen (z.B. Installationsanweisung, Dokumentation usw.) sind dem
AN auszuhändigen. Der AG wird dem AN die erfolgte Löschung der Programme schriftlich
bestätigen.

Die laufende Vergütung schließt bei Miete die Pflege der Programme ein.

Durchführung

Installation bzw. Einweisung durch den AN bei dem AG erfolgt nur, wenn dies im Auftrag
ausdrücklich schriftlich vereinbart wurde. Weitergehende Unterstützung erfolgt nur gegeri
gesonderte Vergütung.

21.2 Der AG wird die überlassenen F'rogramme unverzüglich überprüfen. Werden vom AG Mängel
festgestellt, wird der AG dem AN diese innerhalb von 14 Tageri nach Überlassung der Programme
schriftlich anzeigen.

21.3 Werden beim AG Programme versehentlich durch den AG zerstört, liefert der AN auf Verlangen
gegen Vergütung Ersatz.

§21

21.1

§22

22.1

22.2

22.3

22.4

Programmschutz

Der AG erkennt an, dass die Programme samt Benutzerdokumentation und vveiterer Unterlagen,
auch in zukünftigen Versionen, urheberrechtlich geschützt sind und Betriebsgeheimnisse des AN
bzw. des jeweiligen Herstellers darstellen. Der AG trifft zeitlich unbegrenzt Vorsorge, dass die
Programme vor missbräuchlicher Nutzung geschützt werden.

Falls der AN dem AG Quellprogramme zur Verfügung stellt, darf der Kunde diese Dritten nur mit
vorher:ger schriftlicher Zustimmung des AN zugänglich machen. Der AN darf die Zustimmung nicht
eritgegeri Treu und Glauben vervveigerri, braucht sie aber nicht dafür zu geben, dass ein Dritter die
Pflege der Programme übernimmt.

Der AG darf Vervielfältigungsstücke (Kopien) nur zu Sicherungszwecken, als Ersatz oder, im Fall der
Lieferung von Quellprogrammen, zur Fehlersuche erstellen.

Der AG darf keine von den Programmen abgeleiteten Programme erstellen.

Der AG darf die Benutzerdokumentation nur für interne Zwecke verwerideri und diese nur im

Rahmen des eigenen zulässigen Gebrauchs vervielfältigen.

Der AG darf die Benutzerdokumentation nicht übersetzen, ändern, erweitern, oder davon

abgeleitete Werke erstellen.
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§23

23.1

Pflege der Standardprogramme, Laufzeit

1st im Einzelauftrag Pflege vereinbart, umfasst die Pflege, soweit im Einzelauftrag nichts anderes
vereinbart ist, gegen Zahlung pauschaler Vergütung folgende Leistungen:

Beseitigung von Programmfehlern;

Lieferung weiterentwickelter Versionen der Software und Handbü-cher/Beschreibungen.
23.2 Die Pflegevereinbarung läuft auf unbestimmte Zeit. Sie kann von jedem Vertragspartner - nur

insgesamt - mit einer Frist von sechs (6) Monaten zum Ende eines Kalenderjahres gekündigt
werden, jedoch nicht vor Ablauf einer im Einzelauftrag/Pflegevereinbarung ggt. vereinbarten
Mindestlaufzeit.

§ 24 Fehlerbeseitigung als vereinbarte Leistung im Rahmen der Pflege

24.1 Programmfehler im Rahmen der Pflege sind Abweichungen von den Eigenschaften, die die
Programme nach den Vorgaben des AN für die jeweils aktuelle Version haben sollen oder für ihre
gewöhnliche Verwendung haben müssen.

24.2 Die Pflicht zur Fehlerbeseitigung bezieht sich auf die jeweils neueste freigegebene Version der
Standardprogramme, welche der AN im Rahmen der Weiterentwicklung nach § 25 freigegeberi hat.
Sie besteht für die vorhergehende Version noch jeweils sechs (6) Monate nach Freigabe der
neuesten Version fort. Sie besteht darüber hinaus fort, solange die Übernahme der jeweils neuesten
freigegeberien Version für den AG unzumutbar ist, allerdings nur soweit der AN zu diesen
Leistungen in der Lage ist. Der AN hat in diesem Fall Anspruch auf Vergütung des dem AN
entstehenden Mehraufwands und der Mehrkosten einschließlich derer, die für die Vorhaltung der
für die Pflege der alten Version benötigten Pflegeumgebung anfallen.

24.3 Für die Durchführung der Fehlerbeseitigung als vereinbarte Leistung gilt § 5 entsprechend.

§ 25 Weiterentwicklung der zu pflegenden Standardprogramme

25.1 [)er AN wird weiterentwickelte Standardversionen der Programme, einschließlich der zu diesen
gehörenden Dokumentationen, auf Dateriträger gespeichert nach Freigabe übersenden oder zum
Download bereitstellen. Dies gilt nicht für Erweiterungen, die der AN als neue Programme gesoridert
anbietet. Der AG wird weiterentwickelte Versionen testen, bevor er sie produktiv einsetzt.

25.2 Falls ein Hersteller von Systemsoftware, welche für den Einsatz der vom AN zu pflegenden
Programme erforderlich ist, eine Nachfolgeversion freigibt, wird der AN nach deren Verfügbarkeit
überprüfen, ob die zu pflegenden Programmen mit der Nachfolgeversion ordnungsgemäß
zusammenwirken und die Programme im positiven Fall freigeben. Anderenfalls ist der AN bestrebt,
die zu pflegenden Programme in angemessener Frist an die Nachfolgeversion der Systemsoftware
anzupassen bzw. anpassen zu lassen. Die angemessene Frist beginnt mit der Verfügbarkeit der
Nachfolgeversion für den AN nach deren Freigabe zum Vertrieb. Nach der Anpassung der
Programme an die Nachfolgeversion wird der AN die Programme nur noch auf dieser Grundlage
weiterentwickeln.

25.3 Der AG wird dafür sorgen, dass seine IT-Anlage, insbesondere dereri Systemsoftware, jeweils den
technischen Stand hat, den die zu pflegenden Programme im Rahmen der Weiterentwicklung nach
§ 25.2 erfordern. Der AN wird den AG frühzeitig davon unterrichten, ab wann welcher technische
Stand für die Pflegeleistungen bereitzustellen ist. Der AG wird vor der Einführung einer
Nachfolgeversion der Systemsoftware bzw. arw:3erer Systemsoftware prüfen, ob der AN die zu
pflegenden Programme, die der AG einsetzt, für diese Systemsoftware freigegeberi hat.
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25.4 § 25.2 und § 25.3 gelten für aridere Fremdprogramme, die über den AN bezogen wurden und mit
denen die Programme des AN zusammenwirken sollen, entsprechend. § 25.2 und § 25.3 gelten auch
für Fremdprogramme, die Freeware sind oder in Public Domain sind (z. B. Linux).

25.5 Der AN verpflichtet sich, die jeweils aktuelle Version weiter zu entwickeln bzw. weiter entwickeln zu
lassen, wenn Änderungen gesetzlicher Vorschriften oder ariderer für die Programme maßgeblicher
Regelungen dies erfordern.

25.6 Durch die Pflegevergütung nicht abgedeckt ist die Einbeziehung von Änderungen, die sich nur
durch erhebliche Neuprogrammierung der betroffenen Programme realisieren lässt, sowie von
neuen Vorschriften oder Regelungen. In diesem Fall kann der AN eine angemessene zusätzliche
Vergütung unter Berücksichtigung aller Kunden, die die Neu-programmierung benötigen und
beauftragen, verlangen.

25.7 1st eine weiterentwickelte Version zur vorhergehenden inkompatibel, wird der AN Migrationshilfen
zur Verfügung stellen, die vom Aufwand her für den AN zumutbar sind. Bei Programmen von
Vorlieferanten ist der AN nur verpflichtet, die vom Vorlieferanten bereitgestellten Umstellungshilfen
weiterzugeben.

§ 26 Pflegevergütung

Der AN erbringt die in § 23.1 genannten Leistungen bei Überlassung auf Dauer, wenn Pflege
vereinbart ist, ab Überlassung der Programme, bei Miete automatisch für die Dauer der Miete.

26.2 Die Pflegevergütung wird entsprechend dem vereinbarten Nutzungsumfang berechnet. Die Höhe
der Pflegevergütung wird angepasst, sobald sich der Nutzungsumfang vergrößert.

26.3 Die Pflegevergütung ist vom AG vertragsjährlich im Voraus zu zahlen. § 26.2 S. 2 bleibt unberührt.

26.1

V. Besondere Bedingungen für die Erstellung von Programmen sowie Werkverträgen

§ 27 Leistungen des AN

27.I DerANwirddieimEinzelauftragvereinbartenlpistiin7pnnachdemStandderTechnikgemäßder
schriftlichen Aufgabenstellung erbringen sowie Programme gemäß den Entwicklungs- und
Dokumentationsrichtlinien des AN und entsprechend der schriftlichen Aufgabenstellung erstellen.
Maßgeblich ist die Aufgabenstellung mit dem Inhalt, den die Vertragspartner letztlich abgestimmt
haben (§ 28.3 und § 30.2)

27.2 Standardbausteine, die der AN in die Programme einbringt, liefert der AN als Objekt-programme
ohne systemtechnische Dokumentation. Der AN übernimmt auf Verlangen des AG deren Pflege
gegeri Vergütung. Einzelheiten werden gesondert vereinbart.

§ 28 Erarbeitung der Leistungen

28.I Jede Seite benennt einen Projektleiter. Jeder Projektleiter kann Entscheidungen treffen oder
unverzüglich herbeiführen. Der Projektleiter des AN soll Entscheidungen schriftlich festhalten. Der
Projektleiter des AG steht dem AN für notwendige Informationen zur Verfügung. Der AN ist
verpflichtet, diesen einzuschalten, soweit die Durchführung des Vertrags dies erFordert.

28.2 Auf der Grundlage der vereinbarten Termine wird der AN in Abstimmung mit dem AG zu Beginn der
Arbeiten einen schriftlichen Zeit- und Arbeitsplan aufstellen und ihn - zunehmend detailliert -
fortschreiben. Der AN wird den AG anhand dieses Plans regelmäßig über den Stand der Arbeiten
unterrichten. Darüber hinaus kann der AG Einsicht in die Projektunterlagen und Auszüge hieraus
(auf Kosten des AG) verlangeri.
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28.3 Soweit es erforderlich ist, die Anforderungen des AG oder zusätzliche Anforderungen (§ 30.1) zu
detaillieren, tut der AN das mit Unterstützung des AG, erstellt ein Detailkonzept darüber und legt es
dem AG zur Genehmigung vor. Der AG wird dazu innerhalb von 14 Tagen schriftlich Stellung nehmen.
Das genehmigte Detailkonzept ist verbindliche Vorgabe für die weitere Arbeit. Bei Bedarf wird der
AN es im Laufe von dessen Umsetzung in Abstimmung mit dem AG verfeinern.

§29

29.1

Nutzungsrechte

Der AG ist berechtigt, die Leistungen für den vorgesehenen Einsatzzweck zu nutzen und erhält,
soweit nichts anderes vereinbart ist, ein nicht ausschließliches, nicht übertragbares Nutzungsrecht.

29.2 Alle anderen Nutzungsrechte bleiben beim AN.

§ 30 Änderungen der Aufgabenstellung

Will der AG seine Aufgabenstellung ändern (was Erweiterungen umfasst), ist der AN verpflichtet,
dem zuzustimmen, soweit es für den AN zumutbar ist. Soweit sich die Realisierung eines
Änderungswunsches auf den Vertrag auswirkt, kann der AN eine angemessene Anpassung des
Vertrages, insb. die Erhöhung der Vergütung, verlangen.

30.2 Vereinbarungen über Änderungen und deren Auswirkungen auf den Vertrag bedürfen der
Schriftform. Der AN wird das Verlangen nach Anpassung des Vertrags unverzüglich geltend machen.
Der AG wird unverzüglich widersprechen, wenn er mit den verlangten Anpassungen nicht
einverstanden ist.

30.1

d Abnahme§ 31 Liefeiererung ung

31.1 Für die Lieferung und Abnahme wird der AN Programme installieren oder, soweit vereinbart, andere
Werke übergeben. Der AG wird die Installation bzw. die Übergabe schriftlich bestätigen.

31.2 Der AG wird die Vertragsgemäßheit der Leistungen, bei Programmen samt der Dokumentation,
überprüfen und bei Vertragsgemäßheit dereri Abnahme schriftlich erklären. Er wird insb. auch die
zum Monatsende, zum Jahresende oder sonst nur gelegentlich einzusetzenden Programme
überprüfen. Wenn nichts anderes vereinbart ist, beträgt die Prüffrist zwei (2) Wochen.

Der AN ist bereit, den AG gegeri Vergütung bei der Abnahmeprüfung zu unterstützen. Der AG wird
die Testfälle dafür unter Einhaltung einer Frist von einer (1) Woche stellen.

Soweit die Erstellung eines Konzepts (Studie oder Spezifikation) vereinbart ist, z. B. für die Änderung
oder Erweiterung von Standardsoftware, kann der AN für die Erstellung des Konzepts eine getrennte
Abnahme vor Beginn der Umsetzung des Konzepts verlangen.

Die Leistungen des AN gelten als abgenommen, wenn der Kunde nicht innerhalb von zwei (2)
Wochen nach Ablauf der Prüffrist Mängel gemeldet hat, die die Nutzbarkeit der Programme
erheblich einschränken.

31.3

31.4

31.5 Soweit Teillieferungen vereiribart werden, werden diese jeweils für sich abgenommen. Das
Zusammenwirken aller Teile wird innerhalb der Abnahmeprüfung für die letzte Teil-lieferung
überprüft.
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§32 Vergütung, Zahlungen

32.1 Alle Unterstützungsleistungen (insb. Einsatzvorbereitung, Installation und Demonstration der
Betriebsbereitschaft, Umstellung der Altdaten, Einweisung, Schulung oder Beratung) werden nach
Aufwand vergütet, sofern nichts anderes vereinbart ist. Dabei richten sich Stundensätze,
Reisekosten und Nebenkosten nach dem jeweils gültigen Produktkatalog des AN, sofern nichts
arideres vereinbart ist. Der AN kann monatlich abrechnen.

32.2 Bei Einzelaufträgen ab EUR 25.000,00 wird ein Festpreis, wenn nichts anderes vereinbart ist, wie
folgt in Rechnung gestellt:

50 % mit Vertragsabschluss;

30 % mit Lieferung;

20 % mit Abnahme.

Unterstützungsleistungen (insb. Installation, Einweisung/Schulung, Einsatzberatung) werden
gesoridert vergütet, wenn sie nicht ausdrücklich in den Festpreis einbezogen sind.

32.3 Das Recht, die Leistungen zu nutzen, ruht, wenn der Kunde in Zahlungsverzug ist.

B. Verfahrensunabhängige Regelungen für die Verarbeitung
personenbezogener Daten im Auttrag durch den

Auftragnehmer AN

Die aufgeführten Regelungen für die Verarbeitung persorienbezogerier Daten wurden auf der Grundlage
des Artikel 28 Abs. 3 der Europäischen Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO) und den dabei weiter zu
berücksichtigenden Regelungen der DS-GVO in die Vertragsbeziehung zwischen Auftraggeber und
Auftragsverarbeiter erstellt. Dabei richtet sich die Gliederung soweit für den allgemeinen Teil möglich nach
dem Muster der Datenschutzaufsichtsbehörde von Baden-Württemberg zum Stand vom Mai 2020.
Zusammen mit dem Einzelauftrag bilden sie die datenschutzrechtliche Auftragserteilung nach Art. 28 Abs.
3 der DS-GVO, soweit der Einzelauftrag die Verarbeitung personenbezogener Daten als
Auftragsverarbeitung vorsieht.

Begriffsbestimmungen

Auftraggeber: Die in den Leistungsvemägen als VertragspartnerlAuftraggeber Genannten.

Au«tragsverarbeiter: Eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder aridere Stelle, die
personenbezogene Daten im Auftrag verarbeitet; hier AN.

Verantwortlicher: Die natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder aridere Stelle, die allein
oder gemeinsam mit anderen über die Zwecke und Mittel der Verarbeiturig von personenbezogenen Daten
entscheidet; sind die Zwecke und Mittel dieser Verarbeitung durch das Unionsrecht oder das Recht der
Mitgliedstaaten vorgegeben, so können der Verantwortliche beziehungsweise die bestimmten Kriterien
seiner Benennung nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten vorgesehen werden.

Verarbeitung: Jeder mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführte Vorgarig oder jede solcher
Vorgangsreihen im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie das Erheben, das Erfassen, die
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Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder Veränderung, das Auslesen, das Abfragen,
die Verwendung, die Offenlegung durch Übermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der
Bereitstellung, den Abgleich oder die Verknüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung.

Vertrag; Auftrag; Auftragserteilung: Dieser zwischen dem Aultraggeber und Auftragnehmer geschlossene
Vertrag zur Verarbeitung personenbezogener Daten einschließlich der hierin in Bezug genommenen oder
diesem beigefügten Anlagen.

Daten; personenbezogerie Daten: Die vom Auftragnehmer auf der Grundlage und nach Maßgabe des
Leistungsvertrages im Auttrag verarbeiteten Informationen, die sich auf eine identifizierte oder
identifizierbare natürliche Person (im Folgenden: ,,betroffene Person") beziehen.

Weitere Auttragsverarbeiter oder Unterauhragsverarbeiter: Der Vemagspartrier des
Auftragsverarbeiters, der von diesem mit der Durchführung bestimmter Verarbeiturigsvorgärige beauftragt
ist, die nach Leistungsvertrag zu erbringen sind, aber vom Auftragsverarbeiter auf diesen Vertragspartner
übertragen wurden. Es sind Unterauftragnehmer vom Auftragnehmer, derer sich der Auftragriehmer bei der
Auftragsverarbeitung als weitere Auftragsverarbeiter im Sinne der Datenschutzgesetze bedient.

Regelungsinhalte

1. Gegenstand der Vereinbarung

Der Auftragsverarbeiter übernimmt alle Tätigkeiten und Maßnahmen, die für einen ordnungsgemäßen
datenschutzkonformen Betrieb erforderlich sind, soweit diese dem Verantwortungsbereich des
Auftragsverarbeiters zuzuordnen sind. Dies bezieht sich auf alle vom Auftraggeber über gesonderte
I eistun(:rsverträge zur Verwendung durch den Auftraggeber bestellten Verfahreri und Lösungen zur
Bearbeitung personenbezogener Daten. Die vertraglich vereinbarte Dienstleistung wird ausschließlich in
einem Mitgliedsstaat der Europäischen Union oder in einem Vertragsstaat des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum erbracht. Jede Verlageri.irig der Dienstleistung oder von Teilarbeiten dazu in
ein Drittland bedarf der vorherigen Zustimmung des Auftraggebers und erfolgt nur, wenn die besonderen
Voraussetzungen der Art. 44 ff. DS-GVO erfüllt sind.

2. Dauer der Verarbeitung
(1) Das Auftragsverhältnis besteht auf unbestimmte Zeit. Soweit in den zu Grunde liegenden

Leistungsverträgen zur Nutzung der unterschiedlichen Verfahren eine Nutzungsdauer vereinbart ist, gilt
diese.

(2) Der Auftra(pgeber kann diese Auftragserteilung jederzeit ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn ein
schwerwiegender Verstoß des Auftragsverarbeiters gegeri Datenschutzvor-schriften oder die
Bestimmungen dieses Auftrages vorliegt, der Auftragsverarbeiter eine Weisung des Auftraggebers
nicht ausführen kann oder will oder der Auftragsverarbeiter Kontrollrechte des Auftraggebers
vertragswidrig verweigert. Insbesondere die Nichteinhaltung der in diesem Teil B vereinbarteri und aus
Art. 28 DS-GVO abgeleiteten Pflichten stellt einen schweren Verstoß dar.

3. Art der Verarbeitung
(1) Nach der Begriffsbestimmung aus Art. 4 Nr. 2 der DS-GVO übernimmt der Auftragsverarbeiter alle

Arten der Verarbeitung (siehe Begriffsbestimmungen), die überwiegend durch die Verarbeitungslogik
der angewendeten Verfahreri umgesetzt werden. Der Auftragsverarbeiter sorgt durch eine
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entsprechende Gestaltung des Zusammenwirkens der beteiligten technischen
Verarbeitungskomponenten dafür, dass die Verarbeitung datenschutzkonform umgesetzt wird.

(2) Der Auftragsverarbeiter stellt die für den sicheren und datenschutzkonformen Betrieb erforderliche
technische Infrastruktur eines Rechenzentrums zur Verfügung. Eine inhaltliche Bestimmung für den
sicheren und datenschutzkonformen Betrieb findet sich in den allgemeinen technischen und
organisatorischen Maßnahmen, die in Ziff. 10 näher geregelt sind. Dazu gehört, abhängig von der Art der
Verarbeitung, die sichere Anbindung für die verschlüsselte datentechnische Kommunikation in der
Anwendung zwischen Auftraggeber und Auftragsverarbeiter sowie der Betrieb der Anwendungs- und -
logisch getrerinten - Datenbankservern. Der Auttragsverarbeiter übernimmt für diese Infrastruktur die
für den sicheren Betrieb notwendigen Unterstützungsleistungen bei der Hard- und Softwarepflege
(Konfiguration, Administration, Updates, Patches). Der Auftragsverarbeiter speichert die vom
Auftraggeber übertragenen Daten in einer geschützten Verarbeitungsumgebung und setzt für die
gesteuerte Verarbeitung die dafür freigegebeneri Verfahreri ein. Der Auftragsverarbeiter stellt durch
geeignete Sicherungsmaßnahmen (bspw. Datenspiegelungen, Generationensicherungen) die
Verfügbarkeit und den Schutz vor Verlust der Daten sicher. Der Auftragsverarbeiter richtet die für die
aus dem Vertahren erzeugten Datenübermittlungen erforderlichen sicheren €]bertragungswege ein und
gewährleistet, dass die Daten zu den jeweils vorgesehenen und im Verfahren bestimmten Terminen
(programmgesteuert) übertragen werden können. Die erforderlicheri Übertragungen (Empfänger, Daten,
Termine etc.) sind den Leistungsbeschreibungen der Verfahren zu entnehmen und zu protokollieren.

(3) Der Auftragsverarbeiter erbringt, soweit im Leistungsvertrag vorgesehen, neben dem technischen
Betrieb auch eine Verfahrens- und Anwenderbetreuung, um eine Falschverarbeitung durch die
Beschäftigten des Verantwortlichen zu vermeiden und damit die Integrität der Daten zu wahren. In
diesem Zusammenhang dürfen diejenigen Beschäftigten des Auftragsverarbeiters, die nach dessen
Organisation für die Betreuung der jeweiligen Verfahren zuständig sind, auch auf personenbezogene
Daten innerhalb des Verfahrens zugreifen. Voraussetzung dafür ist ein Einzelauftrag in Form eines
dokumentierten Servicetickets. Der Zugriff erfolgt nur so weit wie es für die Unterstützungsleistung
erforderlich ist. Dabei ist der Betreuung über geeigriete Fernwartungswerkzeuge der Vorrang vor einem
unmittelbaren Zugriff des Anwendungsbetreuers auf die Daten des Auftraggebers zu gewähren.

4. Zweck der Verarbeitung

Der Zweck der Verarbeitung wird vom Auttraggeber bestimmt.

Der AN stellt dem AG ein Verfahren zur Verfügung und unterstützt den AG somit bei seinen
Verarbeitungstätigkeiten gemäß gesetzlichen oder vertraglichen Verpflichtungen und sonstigen
Anforderungen. Die konkreten durchgeführten und übernommenen Leistungen sind der
Leistungsbeschreibung zu entnehmen.

5. Art der personenbezogenen Daten

Die Arten der personenbezogenen Daten sind wegeri des Transparenzgebots im Verzeichnis der
Verarbeitungstätigkeiten des Verantwortlichen aufzuführen. Auf dem AGportal des AN werden diese Daten,
auf die jeweiligen Anwendungen bezogen, unter der Bezeichnung ,,Inhaltsdaten für die Verzeichnisführung
nach Art. 30 DSGVO" für die Übernahme in das vom Verantwortlichen zu führende Verzeichnis der

Verarbeitungstätigkeiten angeboten. Grundsätzlich werden die Identifikationsdaten der Personen
verarbeitet, die je nach Aufgabe mit unterschiedlichen Sachdaten verknüpft sind. Von der Regelung erfasst
sind die Daten entsprechend der Definitionen von Art. 4 Nr. 1, 13, 14 und 15 DS-GVO.
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Kategor«en betroftener Personen

Alle Personen, deren Daten durch den Verantwortlichen (Kunden) für dessen Zwecke verarbeitet werden.
Die in den Verfahren konkret zu benennenden Personenkategorien können aus der Datenbereitstellung
nach Nr. 5 übernommen werden.

6.

7. Rechte und Pflichten des Au«traggebers
(1) Der Auftraggeber ist berechtigt, sich wie unter Ziff. 8 (10) festgelegt, vor Beginn der Verarbeitung

und sodann regelmäßig in angemessener Weise von der Einhaltung der beim Auftragsverarbeiter
getroffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen sowie der in diesem Vertrag
festgelegten Verpflichtungen zu überzeugen.

(2) Für die Beurteilung der Zulässigkeit (Rechtmäßigkeit) der Verarbeitung gemäß Art. 6 Abs. I DS-GVO
sowie für die Wahrung der Rechte der betroffenen Personen nach den Art. 12 bis 22 DS-GVO ist
allein der Auftraggeber verantwortlich. Der Auftragsverarbeiter ist verpflichtet, alle solche Anlragen,
sofern sie erkennbar ausschließlich den Verantwortungsbereich des Auftraggebers zuzurechnen
sind, unverzüglich an diesen weiterzuleiten.

(3) Folgende weitere Maßnahmen liegen in der ausschließlichen Verantwortung des Auftraggebers:

die Feststellung des Schutzbedarfes der im Auftrag zu verarbeitenden Daten,

die Prüfung, ob eine Datenschutz-Folgeabschätzung durchzuführen ist, und falls ja, für die
Durchführung derselben,

die Einhaltung von Löschfristen und zulässiger Speicherdauer auf der Anwen-dungsebene,

die Erstellung und Aktualisierung des vom Auttraggeber zu führenden Verzeich-nisses aller
Verarbeitungstätigkeiten.

(4) Änderungen des Verarbeitungsgegenstandes und Verfahreris sind gemeinsam zwischen
Auftraggeber und Auftragsverarbeiter abzustimmen und schriftlich oder in einem dokumentierten
elektronischen Format festzulegen.

(5) Der Auftraggeber/Verantwortliche oder dessen Weisungsberechtigte (siehe unter (8)) erteilt alle
Autträge, Teilaufträge und Weisungen in der Regel schriftlich oder in einem dokumentierten
elektronischen Format. Zulässige Übertragungswege sind das eingeführte Serviceportal
(Ticketerstellung), E-Mail, Telefax oder schriftlich (Brief). Mündliche Weisungen sind unverzüglich
schriftlich oder in einem dokumentierten elektronischen Format zu bestätigen. Bei ungewöhnlichen
Weisungen soll eine Rückfrage durch den Weisungsempfänger beim Auftraggeber erfolgeri. Die
Weisungen sind für ihre Geltungsdauer und anschließend noch für drei volle Kalenderjahre
aufzubewahren und ergänzeri diesen Auftrag als fortlaufende Anlagen.

(6) Der AuTtraggeber informiert den Auftra(zsverarbeiter unverzüglich, wenn er Fehler oder
Unregelmäßigkeiten bei der Prüfung der Auftragsergebnisse feststellt.

(7) Der Auftraggeber teilt dem Auftragsverarbeiter die Kontaktdaten des Verantwortlichen im Sinne
von Art. 4 Abs. I Nr. 7 DS-GVO sowie, soweit erfolgt, des benannten Datenschutzbeauftragten nach
Art. 37 DS-GVO mit, damit die gesetzlichen Informationspflichten (siehe auch Ziff. 9 (15)) durch den
AuTtragsverarbeiter erfüllt werden können.

(8) Soweit der Verantwortliche im Zuge seiner Organisationshoheit die datenschutzrechtliche
Weisungsbefugnis auf andere Beschäftigte übertragen hat, teilt der Aurttraggeber dem
Auftragsverarbeiter mit, welche Beschäftigte in Bezug auf die jeweiligen Verfahren Weisungen im
Sinne des Art. 28 Abs. 3 lit. a) DS-GVO erteilen dürfen. Änderungen der Weisungsberechtigten sind
unverzüglich schriftlich oder in elektronischer Form mitzuteilen.

(9) Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertragsverhältnisses erlangten Kenntnisse
von Geschäftsgeheimnissen und Datensicherheitsmaßnahmen des Auftragsverarbeiters vertraulich
zu behandeln. Diese Verpflichtung bleibt auch nach Beendigung dieses Vertrages bestehen.
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8. Pflichten des Au«tragsverarbeiters
(1) Der Auftragsverarbeiter verarbeitet personenbezogene Daten ausschließlich im Rahmen der

getroffenen Vereinbarungen und nach den schriftlichen Weisungen des Ai.iftraggebers, sofern er
nicht zu einer anderen Verarbeiturig durch das Recht der Union oder der Mitgliedstaaten, dem der
Auftragsverarbeiter unterliegt, verpflichtet ist (z. B. Ermittlungen von Straf-verfolgungs- oder
Staatsschutzbehörden). In einem solchen Fall teilt der Auftragsverarbeiter dem Verantwortlichen
diese rechtlichen Anforderungen vor der Verarbeitung mit, sofern das betreffende Recht eine
solche Mitteilung nicht wegen eines wichtigen öffentlichen Interesses verbietet (Art. 28 Abs. 3 Satz
2lit. a DS-GVO).

(2) Der Ai.iftragsverarbeiter verwendet die zur Verarbeitung überlassenen personenbezogenen Daten
für keine anderen, insbesondere nicht für eigene Zwecke. Kopien oder Duplikate der
personenbezogenen Daten werden ohne Wissen des Auftraggebers nicht erstellt.

(3) Sollte im Zusammenhang mit der Verfahrensbetreuung eine Fehlersuche und -behebung nur
dadurch möglich sein, dass dem Hersteller des Verfahrens/der Lösung die darin gespeicherten
Daten ohne eine ausreichende Anonymisierung oder Pseudonymisierung zur Ver4rügung gestellt
werden müssen, holt der Auftragsverarbeiter dazu die Zustimmung des Auftraggebers ein. Ohne
Zustimmung darf keine Weitergabe erfolgen. Zwischen Auftragsverarbeiter und Empfänger der
Daten ist eine Auftragserteilung nach Art. 28 Abs. 3 DS-GVO zu vereinbaren.

(4) Der Auftragsverarbeiter wird im Bereich der auftragsgemäßen Verarbeitung von
personenbezogenen Daten alle vereinbarten Maßnahmen vertragsgemäl3 durchführen und die für
den Auftraggeber verarbeiteten Daten von sonstigen Datenbeständen strikt trennen.

(5) Die Oatenträger, die vom Auftraggeber stammen bzw. für den Auftraggeber genutzt werden,
werderi besonders gekennzeichnet. Eingang und Ausgang sowie die laufende Verwendung werden
dokumentiert.

(6) Bei der Erfüllung der Rechte der betroffenen Personen nach Art. 12 bis 22 DS-GVO durch den
Auftraggeber, an der Erstellung der Verzeichnisse von Verarbeitungstätigkeiten sowie bei
erforderlichen Datenschutz-Folgeabschätzungen des Auftraggebers wirkt der Auftragsverarbeiter
im notwendigen Umfang mit und unterstützt den Aultraggeber soweit möglich in angemessener
Weise (Art. 28 Abs. 3 Satz 21it e und f DS-GVO) gegeri Vergütung des entstehenden Aufwands. Er
teilt die dazu erforderlichen Angaben innerhalb einer angemessenen Frist an die ihm vom
Auftraggeber benannte Stelle mit.

(7) Der Auftragsverarbeiter wird den Auftraggeber unverzüglich darauf aufmerksam machen, wenn eine
vom Auftraggeber erteilte Weisung seiner Meinung nach gegen gesetzliche Vorschriften verstößt
(Art. 28 Abs. 3 Satz 3 DS-GVO). Der Auftragsverarbeiter ist berechtigt, die Durchführung der
entsprechenden Weisung solange auszusetzen, bis sie durch den Verantwortlichen beim
Auftra(;4geber nach Überprüfung bestätigt oder geäridert wird.

(8) Der Auftragsverarbeiter hat personenbezogene Daten aus dem Auftragsverhältnis zu berichtigen,
zu löschen oder dereri Verarbeitung einzuschränken, wenn der Auftraggeber dies mittels einer
Weisung verlangt und berechtigte Interessen des Auftragsverarbeiters dem nicht entgegenstehen.

(9) Auskünfte aber personenbezogene Daten aus dem Auftragsverhältnis an Dritte oder den
Betroffenen darf der Auftragsverarbeiter nur nach vorheriger Weisung oder Zustimmung durch den
Auftraggeber erteileri.

(10)Der Auftragsverarbeiter erklärt sich damit einverstanden, dass der Auttraggeber nach
angemessener Ankündigungsfrist innerhalb der allgemeinen Geschäftszeiten berechtigt ist, die
Einhaltung der Vorschriften über Datenschutz und Datensicherheit sowie der vertraglichen
Vereinbarungen im angemessenen und erforderlichen Umfang selbst oder durch vom Auftraggeber
beauftragte Dritte, soweit diese nicht in einem Wettbewerbsverhältnis zum Auttragsverarbeiter
stehen, zu kontrollieren, insbesondere durch die Einholung von Auskünften und die Einsichtnahme
in die gespeicherten Daten und die Datenverarbeiti in7sprogramme sowie durch Überprüfungen
und Inspektionen vor Ort (Art. 28 Abs. 3 Satz 2 lit. h DS-GVO). Der Auftragsverarbeiter wird bei
diesen Kontrollen soweit erforderlich unterstützend mitwirken.
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(11) Die Verarbeitung von Daten in Privatwohnungen (Tele- bzw. Heimarbeit von Beschäftigten des
Auftragsverarbeiters) ist unter den Voraussetzungen gestattet, dass diese auf Hardware des
Auftragsverarbeiters stattfindet und über eine gesicherte Verbindung im Rahmen eines nach BSI
zertifizierten IT-Verbund mit hohem Schutzbedarf in der Vertraulichkeit erfolgt. Untersagt der
Auftraggeber eine solche Verarbeitung in bestimmten Verfahreri, so ist dies gesoridert zu
vereinbaren. Soweit die Daten in einer Privatwohnung verarbeitet werden, ist vorher der Zugang zur
Wohnung des Beschäftigten für Kontrollzwecke des Arbeitgebers vertraglich sicher zu stellen. Die
Maßnahmen nach Art. 32 DS-GVO sind auch in diesem Fall sicherzustellen.

(12) Der Auftragsverarbeiter bestätigt, dass ihm die für die Auftragsverarbeitung einschlägigen
datenschutzrechtlichen Vorschriften der DS-GVO bekannt sind.

(13) Der Auftragsverarbeiter verpflichtet sich, bei der auftragsgemäßen Verarbeitung der
personenbezogenen Daten des Auftraggebers die Vertraulichkeit zu wahren. Diese besteht auch
nach Beendigung des Vertrages fort.

(14) Der Auttragsverarbeiter wird die bei der Durchführung der Arbeiten beschäftigten Mitarbeiter vor
Aufnahme der Tätigkeit mit den für sie maßgebenden Bestimmungen des Datenschutzes vertraut
machen und für die Zeit ihrer Tätigkeit wie auch nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses
in geeigneter Weise zur Verschwiegenheit verpflichten (Art. 28 Abs. 3 Satz 2 lit. b und Art. 29 DS-
GVO). Der Auftragsverarbeiter überwacht die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorschriften
in seinem Betrieb.

(15) Beim Auftragsverarbeiter ist ein Eleauftragter für den Datenschutz bestellt, welcher unter
datenschutz@komm.one erreichbar ist.

(16) Der Auftragsverarbeiter gibt seine Weisungsempfänger für die Verarbeiturig in den einzelnen
Verfahren und Lösungen an einer geeigneten Stelle in seinem Extranet bekannt.

(17) Der Aultragsverarbeiter teilt dem Auftraggeber unverzüglich Störungen, Verstöße des
Auftragsverarbeiters oder der bei ihm beschäftigten Personen gegen datenschutzrechtliche
Bestimmungen oder die im Auftrag getroffenen Festlegungen sowie den Verdacht auf
Datenschutzverletzungen oder Unregelmäßigkeiten bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten mit. Dies gilt vor allem auch im Hinblick auf eventuelle Melde- und
Benachrichtigungspflichten des Auftraggebers nach Art. 33 und Art. 34 DS-GVO. Die Mitteilung hat
sich deshalb an den Vorgaberi des Art. 33 Abs. 3 der DS-GVO zu orientieren. Der
Auftragsverarbeiter wird den Auftraggeber erforderlichenfalls bei seinen Pflichten nach Art. 33 und
34 DS-GVO angemessen unterstützen (Art. 28 Abs. 3 Satz 21it. f DS-GVO). Meldungen nach Art. 33
oder 34 DS-GVO für den Auftraggeber darf der Auftragsverarbeiter nur nach vorheriger Weisung
des Auftraggebers entsprechend Ziff. 7 (5) durchführen.

(18) Der Auftragsverarbeiter informiert den Verantwortlichen unverzüglich über Kontrollen und
Maßnahmen durch die Aufsichtsbehörden nach Art. 58 DS-GVO oder falls eine Aufsichtsbehörde

nach Art. 83 DS-GVO bei dem Auftragsverarbeiter ermittelt. Darüber hinaus teilt der
Auftragsverarbeiter dem Verantwortlichen unverzüglich mit, wenn er wegen eines Verstoßes gegeri
die DS-GVO auf Schadensersatz verklagt wird und informiert über den Abschluss des Verfahrens.

9. Auftragserteilung an vveitere Auftragsverarbei-terlUnterau«tragsverarbeiter
(1) Die Beauftragung weiterer Auftragsverarbeiter zur Verarbeitung von Daten des Auftraggebers ist

dem Auftragsverarbeiter, soweit diese keine Tochterunternehmen des Auftragsverarbeiters sind,
nur mit Genehmigung des Auftraggebers gestattet (Art. 28 Abs. 2 DS-GVO), welche auf einem der
o. g. Kommunikationswege mit Ausnahme der mündlichen Gestattung erfolgen muss. Der
Auftragsverarbeiter teilt dem Auftraggeber Namen und Anschrift sowie die vorgesehene Tätigkeit
des Unterauttragsverarbeiters mit. Der Auftragsverarbeiter wählt Unterauftragsverarbeiter unter
besonderer Berücksichtigung der Eignung der von diesen getroffenen technischen und
organisatorischen Maßnahmen im Sinne von Art. 32 DS-GVO sorgfältig aus. Die zugehörigeri
Prüfunterlagen werden dem Auftraggeber auf Arifrage zur Verfügurig gestellt.
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(2) Eine Beauftragung von Uriterauftragsverarbeitern in Drittstaaten erfolgt nur, wenn neben den
Genehmigungen der davon betroffenen Auftraggeber die besonderen Voraussetzungen der Art. 44
ff. DS-GVO erfüllt sind (z. B. Angemessenheitsbeschluss der Kommission,
Standarddatenschutzklauseln, genehmigte Verhaltensregeln).

(3) Der Auftragsverarbeiter hat vertraglich sicherzustellen, dass die vereinbarten Regelungen zwischen
Auftraggeber und Auftragsverarbeiter auch gegenüber dem Uriterauftragsverarbeiter gelten. In
dem Vertrag mit dem Unterauftragsverarbeiter sind die Verarbeitungstätigkeiten so konkret
festzulegen, dass die Verantwortlichkeiten des Auftragsverarbeiters und des Unter-
auftragsverarbeiters deutlich voneinander abgegrenzt werden. Werden in einem
Verarbeitungsprozess mehrere Unterauftragsverarbeiter in einer Verarbeitungslinie eingesetzt, so
gilt dies auch für die Verantwortlichkeiten zwischen diesen Unterauftragsverarbeitern.
Insbesondere muss der Auftraggeber berechtigt sein, im Bedarfsfall angemessene Überprüfungen
und Inspektionen, auch vor Ort, bei Unterauftragsverarbeitern durchzuführen oder durch von ihm
beauftragte Dritte durchführen zu lassen. Der Vertrag mit dem Unterauftragsverarbeiter muss
schriftlich abgefasst werden, was auch in einem elektronischen Format erfolgen kann (Art. 28 Abs.
4 und Abs. 9 DS-GVO). Die Weiterleitung von Daten an den Unterauftragsverarbeiter ist erst
zulässig, wenn dieser die Verpflichtungen nach Art. 29 und Art. 32 Abs. 4 DS-GVO bezüglich seiner
Beschäftigten erfüllt hat.

(4) Der Auftragsverarbeiter hat die Einhaltung der Pflichten des/der Unterauftragsverarbeiter/s in
geeigneter Weise zu überprüfen. Das Ergebnis der Überprüfungen ist zu dokumentieren und dem
Auftraggeber auf Verlangen zugänglich zu machen.

(5) Der Auftragsverarbeiter haftet gegenüber dem Auttraggeber dafür, dass der
Unterauftragsverarbeiter den Datenschutzpflichten nachkommt, die ihm durch den
Auftragsverarbeiter im Einklang mit dieser Ziffer 9 vertraglich auferlegt wurden.

(6) Für die zur Zeit der Auftragserteilung in der Anlage ,,Unterauftragsverhältnisse" mit Namen,
Anschrift und Auftragsinhalt bezeichneten Subunternehmer, die mit der Verarbeitung von
personenbezogenen Daten in dem dort genannten Umfang beschäftigt sind, ist die Zustimmung
erteilt. Diese Unterauftragsverhältnisse bestanden schon bei den Vorgängerunternehmen des
Auftragsverarbeiters und waren damals bereits genehmigt. Der Auftragsverarbeiter informiert den
Verantwortlichen rechtzeitig über jede beabsichtigte Änderung in Bezug auf die Hinzuziehung neuer
oder die Ersetzung bisheriger unterauftragsverarbeiter, wodurch der Auftraggeber die Möglichkeit
erhält, gegen derartige Änderungen Einspruch zu erheben (§ 28 Abs. 2 Satz 2 DS-GVO).

(7) Nicht als Unterauftragnehmer-Leistungen im Sinne dieser Regelung sind solche Dienstleistungen zu
verstehen, die der Auftragsverarbeiter bei Dritten als Nebenleistung zur Unterstützung bei der
Auftragsdurchführung in Anspruch nimmt. Dazu zählen z.B. Telekommunikationsleistungen,
allgemeine Wartung der technischen Einrichtung, Reinigungskräfte, Prüfer oder die Entsorgung von
Dateriträgern. Der Auftragsverarbeiter ist jedoch verpflichtet, zur Gewährleistung des Schutzes und
der Sicherheit der Daten des Verantwortlichen auch bei trernd vergebenen Nebenleistungen
angemessene und gesetzeskonforme vertragliche Vereinbarungen zu trefferi sowie
Kontrollmaßnahmen zu ergreiteri.

10. Technische und organisatorische Maßnahmen nach Art. 32 DS-GVO (Art. 28 Abs. 3 Satz 21it. c DS-
GVO)

(1) Für die konkrete Auftragsverarbeitung wird ein dem Risiko für die Rechte und Freiheiten der von
der Verarbeitung betroffenen natürlichen Personen angemessenes Schutzniveau gewährleistet.
Dazu werderi die Schutzziele von Art. 32 Abs. I DS-GVO wie Vertraulichkeit, Integrität und
Verfügbarkeit der Systeme und Dienste sowie deren Belastbarkeit in Bezug auf Art, Umfang,
Umstände und Zweck der Verarbeitungen derart berücksichtigt, sodass durch geeignete wie auch
dem Risiko angemessene technische und organisatorische Abhilfemaß-nahmen das Risiko auf
Dauer beseitigt oder auf ein noch vertretbares Maß verririgert wird.
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(2) Für die auftragsgemäße Verarbeitung personenbezogener Daten wird eine Methodik zur
Risikobewertung verwendet, welche die Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere der Risiken für die
Rechte und Freiheiten berücksichtigt. Die Risikobewertung ist Bestandteil des nach Art. 24 Abs. 1
DS-GVO zu erbringenden Nachweises der Verarbeitung nach den Grundsätzen der DS-GVO.

(3) Der AN betreibt ein Informationssicherheitsmanagementsystem (ISMS) nach ISO 27001 auf der
Basis von IT-Grundschutz des Bundesamtes für die Sicherheit in der Informationstechnik. Dieses

umfasst alle IT-Infrastrukturen und -dienste, die durch Mitarbeiter der AN verwaltet werden. Für

diese IT-Infrastrukturen und -Dienste stellt AN sicher, dass aktuelle Sicherheitskonzepte und eine
Umsetzungsdokumentation der vorgegebeneri technischen und organisatorischen Maßnahmen auf
Grundlage der einschlägigen BSI-Standards und in Übereinstimmung mit
Datenschutzanforderungen vorliegen.

(4) Die getrotferien technischen und organisatorischen Maßnahmen sind in einer so bezeichneten
Dokumentation beschrieben und stehen dem Auftraggeber auf Anforderung zur Verfügung. Zudem
sind sie im Extranet abrufbar.

(5) Soweit die beim Auftragsverarbeiter getrofferien Maßnahmen den schriftlich mitgeteilten
Anforderungen des Auftraggebers nicht genügen, benachrichtigt der Auftragsverarbeiter den
Auftraggeber unverzüglich. Für die Sicherheit erhebliche Entscheidungen zur Organisation der
Datenverarbeitung und zu den angewandten Verfahren sind zwischen Auftragsverarbeiter und
Auftraggeber abzustimmen. Die Maßnahmen beim Auftragsverarbeiter können im Laufe des
Auftragsverhältnisses der technischen und organisatorischen Weiterentwicklung angepasst
werderi, dürfen aber die vereinbarten Standards nicht unterschreiten. Wesentliche Änderungen
muss der Auftragsverarbeiter mit dem Auftraggeber in dokumentierter Form schriftlich abstimmen.
Solche Abstimmungen sind für die Dauer dieses Vertrages aufzubewahren.

11. Verpflichtungen des AJtragsverarbeiters nach Beendigung des Auftrags (Art. 28 Abs. 3 Satz 2 lit. g
DS-GVO)

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeifen hat der Auftragsverarbeiter sämtliche in seinen Besitz sowie an
Unterauftragsverarbeiter gelangte Daten, Unterlagen und erstellte Verarbeitungs- oder
Nutzungsergebnisse, die im Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis stehen, an den Auftraggeber
herauszugeben. Soweit der Auftraggeber darauf verzichtet, sind diese Daten datenschutzgerecht zu
löschen bzw. zu vernichten. Die Löschung bzw. Vernichtung ist dem Auftraggeber schriftlich oder in einem
dokumentierten elektronischen Format zu bestätigen.

Anlage: Unterauftragsverhältnisse gem. Ziff. 9 (6): ist auf dem Kundenportal des AN in der jeweils
aktuellen Version verfügbar.

Anlage: Inhalte zum Verzeichnis der Verarbeitungstätigkeiten der AG werden im AGportal der AN,
auf die jeweiligen Anwendungen bezogen, unter der Bezeichnung ,Inhaltsdaten für die
Verzeichnisführung nach Art. 30 DSGVO" in der aktuellen Version bereit gehalten.
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C. Regelungen zur Datensicherheit

Datensicherheit Präambel

Moderiies Ver.valtungshandeln ist ohne elektronische Kommunikationsmedien und IT-Verfahren nicht
mehr denkbar. Mit der Nutzung von IT-Infrastrukturen und -Verfahren der öffentlichen Verwaltungen ist
immer auch die F-rage nach einer arigemesserien Sicherheit zum Schutz der enthaltenen und übertragenen
Daten verbunden.

Alle Beteiligten sind für ein durchgehend hohes Sicherheitsniveau gesamtheitlich verantwortlich. Dabei sind
sie zueinander und untereinander zuverlässig und fair. Dies bedeutet, dass sie füreinander verlässliche
Partner sind. Sie pflegen eine klare Kommunikation, die Grundlage ist für ein gegenseitiges Vertrauen.

Gerade durch die fortschreitende Digitalisierung und aie Notwendigkeit einer Digitalen Souveränität kommt
der Verti-aulichkeit, Verfügbarkeit und Integrität von Daten, Systemen und Informationen ein hoher
Stellenwert zu, den die Bürgerinnen und Bürger erwarteri. Deshalb sind gesetzliche Anforderungen sowie
weiterget"iende Regelungen und Handiungsempfehlungen von anerkannten Gremien und Institutionen zu
berücksichtigen.

Artikel 1: Grundsätze

(1) Jede Partei ist grundsätzlich für ihr eigenes Handeln und das der von ihr beauftragten Dritten selbst
verantwortlich.

(2) Zur Gewährleistung der Informationssicherheit und des Datenschutzes sind Maßnahmen zur
Wahrung der Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit von Daten, Systemen und Informationen
r?otwendig. Diese orientieren sich an den Empfehlungen des Bundesamtes für Sicherheit in der
Informationstechnik (BSI) in der jeweils aktuellen Version. Hierbei wird aufgrund der massenhaften
Verarbeitung von personenbezogenen Daten und der Verarbeitung besonderer Kategorien
personenbezogener Daten nach Art. 9 DS-GVO in den Schutzzielen Vertraulichkeit und Integrität -
ein hoher Schutzbedarf festgelegt.

Artikel 2: Begriffsbestimmungen

(1) Datennetz: Das von der civillent betriebene Datenfernverarbeitungsnetz als Teil des Kommunalen
Verwaltungsnetzes. Das Datennetz umfasst grundsätzlich alle Verbindungen vom zentralen
Rechenzentrum bis zum jeweiligen ersten Übergabepunkte (Hard- oder Software) beim Nutzer aus
Sicht des AN.

(2) Nutzer: Mitglieder des Zweckverbandes 41T und Nichtmitglieder, die Leistungen des AN in Anspruch
nehmen.

(3) Zentrale Verfahren: Alle Verfahreri, bei denen Datenhaltung und Verfaffren (Applikationen) auf IT-
Systemen des AN oder von ihr beauftragter Dritter ablaufen und auf die Nutzer über die vom AN
bereitgestellten Anwendcingen zugreifen.

Artikel 3: In?ormationspflichten

(1) .Jede Partei ist verpflichtet, Störungen und Sicherheitsvorfälle möglichst zu vermeiden und
diesbezüglich relevaote Ereignisse unverzüglich an den Vertragspartner zu melden, damit
schnellstmöglich Maßnahmen eingeleitet werden können.
Meldepflichtig sind insbesondere:

dei- Verdacht auf missbräuchliche Benutzung von Benutzerkennungen bei zentralen Verfahren;

die Übertragung von Daten bei zentralen Verfahren, für die keine Zugriffsbe-rechtigung vorliegt
(fremdes Sachgebiet, fremde Verwaltung);
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der Verdacht auf ,,Virusbefall" in der Systemumgebung des Nutzers, wenn dadurch eine
Gefährdung für das Datennetz entstehen könnte;

sonstige sicheföeitskritische Vorkommnisse;

andauernde Leitungsausfälle oder -störungen;

anhalteisde Ausfälle oder Störungen bei zentralen Verfahren (Anmeldeken-nung bitte bei
Störungsmeldung mitteilen);

ungei.;iiölinliche l!erschlechterungen des Antwortzeitverhaltens bei zentralen Verfahren.

(2) Der Nutzer benennt gegenüber dem AN einen Ansprechpartner, der zur Entgegennahme der
liiformatiünen befugt ist, sowie dessen Kontaktdaten. Der Nutzer stellt eine Stellvertretung sicher.

(3) Für den A.N gilt als zentraler Ansprechpartner der Service Desk.

Artikel 4: Vorbeugende Befugnisse

Cl) Finden Ar:grlHe auf das Datennetz oder auf im Datennetz eingebundene Systeme statt und ist es
dem AN verlässlich und dokumentiert gelungen, den Ausgangspunkt der Angriffe zu lokalisieren,
muSS der A.N zum Schutz der Gesamtheit der Nutzer die nach ihrem Ermessen erforderlicheo

Maßnahüeri ergreiferi. Die Betroffenen sind über die Maßnahmen zu informieren.
{,2) Zum Erkennan von Angriffen werden diverse Systeme eingesetzt. Der AN erhält das Recht, unter

Beachtung gesetzlicher Regelungen, notwendige Daten zur Angriffserkennung zu erheben,
speicl-.ern, aüszuwerten, zu korrelieren und zu verknüpfen. Es handelt sich hierbei um Daten, bei
denen der AN der Verantwortliche ist.

rtikel 5: Konsequenzen bei anhaltender Gefährdung

(1> Gefäi".i-cie« ü:ei- schadet ein Nutzer durch sein Handeln oder Unterlassen die Vertrauiichkeit,

Verfügba:'keit und Integrität von zentralen Systemen oder die Gesamtheit der Nutzer, so kann der
AN zc:r bVahrc:ng der Schutzziele Maßnahmen ergrei(en, um das Sicherheitsniveau zu gewährleisten.
Die erforderiiciqen Maßnahmen werden dem Verursacher gesondert in Rechnung gestellt.

(2) Findet eii-ie anl-ialtende und massive Gefährdung oder Schädigung statt, für die der Nutzer
verai"itwortlich ist, so ist der AN zur außerordentlichen Kündigung des Vertragsverhältnisses mit
dem Nutzer berechtigt.

Artikel 6: Datennetz

31) Der AN gewälo.rleistet die Sicherheit des Datennetzes in seinem Verantwortungsbereich durch
angemesser.e technische ui"id organisatorische Maßnahmen. Hierzu verschlüsselt der AN den
Datentra:nspürt zwischen den Endpcinkten. Eine durchgängige Verschlüsselung der Daten selbst
findet nicht statt.

(2Q Anschiießb.ar sind grui"idsätzlich alle Systeme, die ein ausreichendes Sicherheitsniveau gemäß den
in ds?"i Grcii»dsätzen genannten Bedingungen erfüllen. Der Nutzer bestätigt schriftlich die Einhaltung
des Sicherl-:eitsniveaus in regelmäßigen Abständen gegeni?jber dem AN.

(3> Der iSlco.tze" t:'ägt daK*r SarBe, dass das Zugangsequipment zum Datennetz in möglichst direkten
Zcigriff des Neitzers verbleibt.

l,.43 0jB vr2:'ü .b.I}: beaciftragte civillent GmbH tritt gegenüber den Netzanbietern als allein verantwortliche
Betreibei'in des Datennetzes auf.

is'.it dei-:=. !-' :':=;kiss al'l das Dateiqnetz ermächtigt der Nutzer die civillent GmbH, mit den
Netzai-ibiste:':s :nformationen über Art und Umfang der Kommunikation im Daten-netz, ggf. auch auf
einzeliqe Nutzer cder Anwendungen bezogen, auszutauschen und ihr gegenüber alle erforderlichen
Erklämi-igen ii-i Bezug auf die Einricl"itung oder Veränderungen des Anschlusses verbindlich
abzugeben.dL)fugl:j
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C5) Jedem Nutzer werden IP-Adressbereiche aus dem privaten Netzbereich zugeteilt. Diese Adressen
sind im Kommunalen Verwaltungsnetz verpflichtend. Der Nutzer muss Handlungen, die von ihm
zugeteilten IP-Adressen erfolgen, nachvollziehen und einem Endgerät zuordnen können. Offizielle
Adresseri ',aterderi im Kommunalen Verwaltungsnetz nicht geroutet. An allen Übergangspunkten zu
externen Netzen müssen die privaten IP-Adressen des Netzes des Nutzers verborgen werden.

Artikel 7: Berechtigungsverwaltung

Der Nutzer hat im Rahmen der Berechtigungsverwaitung eigenverantwortlich dafür fü sorgeri, dass nur
I:efugte Mitai-beiter die bereitgestellten Daten einsehen oder abrufen können.

Artikel 8: Datentr%ertransport

(1> Vei-arbeiturigsergebnisse, die als Druckausgaben auf der zentralen Druckstraße des AN ausgegeben
vverden, liefert der AN grundsätzlich an den Nutzer gemäß der bestellten Versandleistung aus (z. B.
Kurier, Paketversand). Dabei ist eine nach Sachgebieten getrennte Verpackung, bis auf Daten des
Personalwesens, der Lieferungen nicht vorgesehen.

(2) Der Nutzer stellt durch organisatorische Maßnahmen im eigenen Bereich sicher, dass die
Verarbeitungsergebnisse an die zuständigen Stellen weitergeleitet werden und nicht von
Uribefugten eingesehen werderi können.

(3) Die Sendungen sind unverzüglich vom Nutzer auf Vollständigkeit und ordnungsgemäße
(ungeöffnete) Lieferung zu prüfen. Bei Unstimmigkeiten sovvie bei eventuellen Irrläufern (auch
innerhaib aer verschlossenen Sendung) ist der AN unverzüglich zu verständigen.

Artikel 9: Fernwartung

(1) Die Fei-nwartcirig des AN auf Systeme des Nu?tzers erfolgt im Rahmen einer beauftragten
Verfai»i-ei-isöei:reuung oder technischen Betreuung einschließlich der Soft-warepflege. Ein
gesonderter Fernwartungsvertrag wird nicht benötigt.

(2) Scilte aer Ncitzer Regelungen zum Umgang mit Fernwartung erlassen haben, so muss der Nutzer
seiüe Ber.otzer darauf verpflichteii, vor jedem Start einer Fernwartungssitzung auf die abweichende
Pegelung I-iinzuweisen.

(3) Der AG ist damit einverstanden, dass jede Fernwartungssitzung beim AN im Service-portal zur
Nbtzerarifrage und im Femvvartmgstool im Hinblick auf Art. 6 Abs. 1 lit. b und lit. f DS-GVO zu
Nachweiszwecken protokolliert wird.
Im Fernwarfüngstool werden folgende Daten protokolliert und 2 Jahre gespeichert:

Na«e des Benutzers, welcher die Sitzung aufbaut;

Beginndatum;

Enddatcii-n;

Merki'nal zur Identifizierung des Ziels;

und die Dauer der Sitzung;

üptiüiial: Bemerkungstext, welchen 'der Benutzer eingeben kann.

(4) 8ei Ferrivvai":utqg in sensiblen Bereichen werden, sofern i'nöglich, nur festangestellte Mitarbeiter des
A.N einzesetzt.11-l(JeSe

zB1 A.l'.! vei-pF?ichtet seine Mitarbeiter und Dienstleister, bei der Durchführung der Fernwartung
folgende Grcindsätze eii"izuhalten:Ulglj:

a. Dei- Einsatz der Software für Ferncinterstützung darf lediglich als Möglichkeit vorgeschlagen,
aber nicht eirige(ordert werden.

?IKgl l IÜll Ig V 01 LI IDV.-II gp,ziwi iy,zi t iswi i u t i.'-tx*y
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b. Die Fernunterstützung darf nur im aktuellen Fall auf die Datenverarbeitungssysteme beim
Nutzer zugreiferi.

Es dürfen"keine über den Bedarf der erforderlichen Unterstützung hinausgehenden Maßnahmen
angefordert oder vorgenommen werden.

d. Es dürfen keine Maßnahmen vorgenommen werden, die der Kenntnisnahme durch den
Benutzer entzogeri sind (,,Hintergrundverarbeitung") oder die über die Festlegungen der
Eletreuurigsverträge bei der technischen Unterstützung im Server- und Datenbankbetrieb
hinausgehen.5'

Bei der Anwendungsbetreucing sind eine Dialogeingabe und die Übernahme der Steuerung
untersagt.
Bei der technischen Betreuung ist die Übernahme der Steuerung nach Zustimmung durch den
Benutzer gestattet.
Dem Bencitzer wird auf An'trage jeder Schritt bei der Nutzung der Software erklärt, insbesondere
mit welclier Funktionstaste die Fernwartung abgebrochen werden kann.
8ov=;eit für die Problembehebung Änderungen an der Systemumgebung des Nutzers
erförderlich scheinen, ist der Nutzer darauf hinzuweisen, dass solche Änderungen nur in
Abstimüung mit dem IT-Verantwortlichen vor Ort erfolgeri dürfen.

(5) Beim Start der Fernunterstützung wird mit dem Benutzer geklärt, ob die Sitzung aufgezeichnet
werden soll. Dies kann aus Gründen der Nachvollziehbarkeit sinnvoll und notwendig sein. Nach
Abschluss der Fernunterstützung speichert der Mitarbeiter des AN die Aufzeichnung und leitet sie
an den Benutzer des AG zu dessen Dokumentation weiter.

(6) Der AN seizt geeignete technische und organisatorische Maßnahmen zur Absicherung des vom AN
eir?geseLzteo Fernwartungstools auf datenspezifischer, systemspezifischer und prozessualer Ebene
um.

C.

e.

f.

g.

h.

öi t:ikel 10: Mindeststandard an technische und organisatorische Maßnahmen zum Schutz der
zentralen Datenverarbeitung und des Datennetzes

(1) Grundsatz:

Dla civillei"it GrribH betreibt im Auftrag des AN das kommunale Verwaltungsnetz als geschlossenes
L!shördei-inetz. Das Kommunale Verwaltungsnetz (Datennetz) stellt zentrale Netzübergänge zum
: aiqdesverwaltungsnetz Baden-Württemberg und zu den Netzen des Bundes (NdB) zur Verfügung.
.ö efgrund der dortigen Anforderungen und der Anforderungen der Gemeinschaft der Kunden des AN muss
a:'.-i ausreichei"id hcl-ies Schutzniveau gewährleistet werden. Der Nutzer ist für die Realisierung, den Betrieb
t.:nd die Eii-.halturig vori Gesetzen, Vorschriften und weiteren Regelungen (insbesondere den BSI IT-
G.rundschutz) selbst verantwortlich.

(2) Organisatorische Maßnahmen:

Dsr Ni-itzer mt?:ss geeignete orgaiiisatürische Maßnahmen treffen, um die Sicherheit seiner IT-Infrastruktur
ZL: gewähi-ielsten. Hlerz?i gel"iören Regelungen für Mitarbeiter (Dienstanweisuiigen zur Nutzung der IT),
= ganisatcrisclie i'».i=?äi?:(e (z.B. bei der Berechtigungsverwaltcing), Definition von Verantwortlichkeiten,
Erstellung von IT-Dckiimentation und IT-Notfallplänen.

L:rar I'Jutzer muss beaci"rti-agte Dritte auf die Wahrung der Vertraulichkeit sowie zur Umsetzung von
,3.aeigrieten techr';isclien und oi-gaiiisatoi-ischen Maßnahmen zur Wahrung des hohen Schutzniveaus

erpflichten.
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(3) Sensibilisierung & Schulung:

Jer Nutzer ist dafür verantwortlich, seine Mitarbeiter und sonstige Dritte im Umgang mit IT und zum
'?=aeri"ialteri bei Vorfällen zu schulen und zu sensibilisieren.

(4) Netzsegmentierung:

I»as Grundprii-izip zum Schutz von Daten und Informationen ist, Netze gegen ein Eindringen Unbefugter zu
s;.cherii. Netzsegrriente sollten strerig voneinander getrennt und besonders kontrolliert werden.
Siünvollerweise werdeo Netzsegmente mindestens für Clients, Server, Demilitarisierte Zonen (DMZ:
Systen'ie, die Zugriffe aus dem Internet entgegennehmen oder direkt aufbauen), Funk-Übertragung,
Sprachübertragui"ig, Sensorik/Leittechnik gebildet. Innerhalb dieser Netzsegmente kann eine weitere
fünktionale Treiincing umgesetzt werderi.

(5) NetzübergangelFirevvall:

Das Firewall-System muss das einzige Kopplungselement zwischen Netzwerksegmenten darstellen und
=usnahmslos alle Verl<ehrsbeziehungen zwischen den angeschlossenen Netzen kontrollieren. Das Firewall-
System muss oas Prinzip des geschlossenen Zugangs umsetzen. Es muss alle Verbindungen zwischen zwei
l'=le:zen unterbinden, die nicht explizit erlaubt sind (White-Listing). Es dürfen nur solche Verbindungen
zwischen den Segmenten zugelassen werden, die von den Benutzern bzw. von der IT-Infrastruktur im
Rahmei-i ihrer Aufgaberierfüllung bzw. Funktion benötigt werden.

i?.'a:zCibergärige zwischen Netzsegmenten und zu vertrauenswürdigen Dritten sollten durch geeignete
,:r.:"+fessionelle (zert?f?ziert mindestens nach Common Criteria EAL4) Firewall-Systeme kontrolliert werden.
DES Firewall-System sollte sich im unmittelbaren Verfügungsbereich des Nutzers befinden, so dass die
Slci"?eföeitspo:itik der Gemeiiischaft der Nutzer inklusive der des Nutzers in der Firewall-Policy abbildbar
1st.

:",:r?ezielle Proto!<oiiiissldungen (z. B. Alerts) sollten zu unverzüglichen Warnungen führen, auf die auch
ci:»verzüg:icl-i i-eagie:'e werden sollte. Werin Web Services angeboten werden, muss die Überwachung 24
Secinden " 7 T,-gelWoche ii'i Echtzeit erfolgen.

(6) Obergang in das und aus dem Internet

i?-?:ie direkte Verbiiidc:r.g aus dem Internet in das interne Netz (LAN bzw. Serverrietz) ist nicht zulässig. Auch
slnd Verbindungen aus dem internen Netz in das Internet über entsprechende Systeme (z. B. Proxy-Server,
Session Border Cüritrüller oder sonstige Gateways in einer DMZ) zu leiten.

l-Vlrd ein Übergang ins Internet betrieben, so muss dies über ein zweistufiges Firewall Konzept (P-A-P-
P:":nzip laut BSI-Gmr?dschutz Kompendium) umgesetzt werden.

C:a.:- AN empfiehit dr?:agend, zusätzlich ZLI Firewall-Funktionalitäten, besonders bei Verbindungen aus dem
1:-»;eroet, ergärizend ein IPS (Intrcision Prevention System) einzusetzen.

9a'::'eibt ein Nutzer eln System in der DMZ und leitet Verbindungen in interne Netz-segmente vveiter, so
sl:-i6 ciiese Verbiridc?ngen als kritisch ZLI betrachten. Der Nutzer trägt in diesem Fall das erhöhte F}isiko.

Schutz vor Schadsoftware:

Irer 1".!utzer rruiss in seinem Verantwortungsbereich geeignete technische und organisatorische
I» :aßnahi'nen ZUITI Sciiutz vor Schadprogramme (Viren, Würmer, trojanische Pferde, Spyware etc.) umsetzen.
:Ja:' Schutz sollte alle eingesetzten Geräte und Systeme umfassen. Alle Daten müssen beim erstmaligen
.e?.i?ifkomineii acif Schadpro-gramme untersucht werden.
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(8) Patchmanagement:

Der Nutzer betreibt eiii Patchmanagement der eingesetzten Hard- und Software.

(9) Passwortsicherheit:

Der Nutzei- erlässt ii-i seinem Verantwortungsbereich Passwortrichtlinien nach Stand der Technik in
FierCicksichtigung et':;'aiger Landes- und Bundesvorgaben oder -empfehlungen. Der Nutzer sorgt für deren
i:echiiische Umsetzung an den selbstverwalteten Systemen.

(10) Sicherheit des Endgeräts:

Der Nutzer sichei-t dle genutzten Endgeräte gegeri unbefugte Benutzung und Administration im Rahmen der
Regelungen dieses Art 10.

Sollten Endgeräte-:iicht in bzw. mit einem abgesicherten Netz betrieben vverden; so sind zusätzliche
'Sc;utzmaßnahrrien urnzusetzen, um die Sicherheit der Geräte zu gewährleisten. Hierzu zählen Mobilgeräte
asier Geräte, bei deneri mehrere Anwendungen mit sogenannten SSL-/Micro-VPN-Lösungen umgesetzt
siiid.

'i/ersion: 2020-12-15
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1 Grundsätze und Ziele

..' ümm.ONE ist Ihr kommunaler IT-Dieiistleister. Unser Ziel ist es, Dienstleistungen in exzellenter Güte zu

erbringen. Damit dieser Anspruch für Sie nachvollziehbar und transparent ist, haben wir mit dem

vorliegenden Katalog unterschiedliche Grade unserer Services (Service Level) definiert. Der Katalog hilft

ihnen und uns, Service-Zusagen für alle Kunden und für alle Produkte gleichermaßen verbindlich und

messbar zu machen. Dies ist für Komm.ONE eine wichtige Grundlage für eine vertrauensvolle
Zusammenarbeit.

Darüber hinaus sind i..iriserer Dienstleistungen nach DIN ISO 27001 des Bundesamtes für Sicherheit in der

:i-formationstechnik (BSI) zertifiziert. Außerdem folgt Komm.ONE den Empfehlungen der IT Infrastructure
Library (IT?L) für IT Service Management. Komm.ONE hat die hierfür notwendigen internen Prozesse

beschrieben und unterzieht diese einer permanenten Verbesserung.

Dieses Dokciment legt Qualitätsmerkmale wie beispielsweise die Verfügbarkeit und die Performance von

Prüdi?ikten dar, die w?r über die Service Levels definieren. Für die Messung der Qualität dieser Merkmale hat
i<cmm.ONE entsprechende Kennzahlen entwickelt.

2 Definitionen

l 1
.g Betriebszeit

v"i/ä?-:rerid der Be'ii'?e:»szeit von 24 Stunden an 7 Tagen der Woche im ganzen Kalenderjahr stehen dem

'>.«'Ttraggeber die Prcdc:kte nach Maßgabe der weiteren Regelungen dieses Vertrages zur Nutzung zur

:.iarfügung. Der A,oft:'agriehmer ist berechtigt, die Erbringung der Produktleistungen nach Maßgabe der

'1. agelungen in Kepitel 2.5 zu Wartungszwecken zu unterbrechen.

2.2 Erreichbarkeit Service Desk

::o:qerl"ialb der Ei-reichbarkeit des Service Desk werden Systeme überwacht und technische Störungen

bearbeitet:

fviontag bis Freitag von 06:30 Uhr bis 18:00 Uhr.

E:l-. fachlicher Support (Anwender- und Anwendungs-Support) steht in der Zeit von 06:30 bis 08:00 Uhr

c::qd 17:00 bisl8:00 Uhr nicht zur Verfügung.

2.3 Service-Zeit

I:ir:arl-ialb der E'etriebszeit der Komm.ONE steht der Anwender- und Anwendungs-Scipport für die

Eearbeiti?ing voii Ar:frageii und Stöi-ungsrr:elduiigen von Montag bis Freitag 08:00 Uhr bis 17:00 Uhr zur
Verfüeung.

Aüsgenomi'nen hiervon sind bundeseinheitliche und in Baden-Württemberg gültige Feiertage.

Standard Service Level-Katalog, Version 1.0
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2.4 Reaktionszeit

Ziie Zeitspanne von der Annahme einer Anfrage, einer Störung, eines Problems, eines Supportfalls o. ä. bis zu

einer ersten qualifizierten Bearbeitung ist als Reaktionszeit definiert. Unter einer qua)ifizierten Bearbeitung

:i:ird die erste fachkuiidige Einschätzung der Anforderung und eine erste Aussage über den

r,aoraussichtlichen Zeitpunkt der Erledigung verstanden.

2.5 Wartungszeiten, Wartungsfenster

Planbare, regelmäßige Wartungen, bei denen das Produkt nicht zur Verfügung steht bzw. ein sicherer

Setrieb des Produktes nicht gewährleistet vverden kann, müssen in einem Wartungsfenster geregelt

werden. Der Auftragnehmer teilt dem Auftraggeber vorab für ein gesamtes Jahr sowohl Zeitpunkt als auch

Zeitraum der geplaiiten Wartungen mit. Wenn im Service Level Agreement (SLA) nichts Anderes definiert
?st, gelten die folgenden generellen Regelungen zu den Wartungsfenstern:

- Wartungsfenster vverden grundsätzlich außerhalb der Service-Zeit eingeplant.

- Die Inanspruchnahme vereföbarter Wartungsfenster und alle geplanten Maßnahmen werden dem

Auftraggeber in der Regel 10 Arbeitstage im Voraus bekannt gegeben. Der Auftraggeber wird über den

geplanten Umfang und die davon betroffenen Systeme informiert.

- Der Zeitraum einer geplanten Wartung innerhalb eines vereinbarten Wartungsfensters geht nicht in die

Ermittlung der Ausfallzeiten ein. Überschreitet die Wartung das Wartungsfenster, so ist die
Überschreitung als Ausfall zu vverten, falls dieser Anteil in die Service- oder bediente Betriebszeit fällt.

- In dringenden Fäilen können Emergency Changes (z.B. Sicherheitspatches) kurzfristig durchgeführt
werden, falls erforderlich. Diese Changes können vom Auftragnehmer ohne Abstimmung mit dem

Au(traggeber durchgeführt werderi, wenn die konkrete Gefahrabwendung keine Absprache zulässt. Die

Ausfälle bei der Umsetzung der Emergency Changes werden nicht als Ausfallzeit gevvertet.

2.6 Updates/Upgrades
Für Upgrades und Updates werden entsprechende Upgrade-/Update-Fenster 3 Monate vor dem Termin

angekündigt: Downtime bei Bedarf zwischen Doiinerstag 20:00 Uhr und Montag 08:00 Uhr.

2.7 Service Level

Ein Service Level beschreibt die Dienstgüte, die über Zielwerte einer oder met"irerer Kennzahlen definiert

werderi. Beispiele sind: ,,99,5% Verfügbarkeit über die Service-Zeit im Monat" oder ,,maximale Ausfallzeit

i/OlTh 4 Stunden pro Monat". Ein Service Level ist damit eine mit einem Zielwert versehene Dienstgüte.

Service Levels wei-den im Service Level Agreement (SLA) definiert.

Standard Service Level-Katalog, Version 1.0
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2.8 Verfügbarkeit des Produktes

(:Messung am Ausgang des Rechenzentrums von Komm.ONE)

2.9 Störungen, Störungsmeldung

IE::as Stömng (Iricide:üt) eines Produktes liegt vor, wenn die vereinbarten Funktionalitäten und Leistungen

=:c:a.t in voilem UmFaüg zur Verfügung stehen. Störungen sind in Prioritäten eingeteilt und gemäß der

">.rgegebeoeo Pi-iorität vom Auftragriehmer zu behandeln.

ß:a Entgegenriahme vcn Störungsmeldungen des Auftraggebers wird innerhalb der Service-Zeit und
'sadienten Betriebszeit ausschließlich durch den Service Desk des Aoftragriet"imers abgedeckt. Die

;zi<tuellen Eingangskanäle für den 8ervice Desk sind auf der Homepage ersichtlich. Unabhängig vom

E):qgangskanal wei-den alle Meldungen in einem Ticketsystem erfasst.

1st bei der Wiederherstellung eine Mitwirkung des Auftraggebers notwendig, so wird die Ausfallzeit für den

Zeitraum der Mitwirkung unterbrochen.

Die Prioritäten vor: Störungen, deren A.uswirkung und die Reaktionszeit des Auftragnehmers sind der

{':':genden Tabelle zu entnehmen:

Staiidard Bervice Levei-Katalog, Versioii 1.0
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Dienstgüte SERVICE LEVEL-KLASSE

Standard *+ l Sta;'W'ard + l Standar-d
Betriebszeit veren':i:iar'-e Betriebszeit 24 h x7

Erreichbarkeit Service Desk Erreichbarkeit Service Desk Mo. bis Do.

06:30 bis 18:00 Uhr

Fr. 06:30 bis 17:30

Service-leit Service-Zeit Mo bis Fr

8 biS 17 Uhr

Verfügbarkeit während
Service-leit pro Jahr

99,50 ob 99,00% 98,50 %

Zeitspanne Datenverlust Maximale Dauer für

Datenverlust pro Ausfall

lh 4h 24h



2.10 Ausfall, Ausfallzeiten

C:e Aüsfa:izeit is'i die i:'n SLA vereiiibarte maximale Dauer der Nichtverfügbarkeit des Produktes. Eine

Abweichung des SLA I;.egt vor, wenn die maximale Dauer überschritten wird.

Dle Ausfallzeit endet, wenn das Monitoring des Auftragnehmers die Wiederherstellung des Produktes

Fsstgestellt hat oder wenn bei fehlender Überwachung die Wiederherstellung im Ticketsystem
:ol<umentiert ist, ciiid der Auftraggeber informiert sowie der Service für den Aoftraggeber wieder

c:neingeschränkt nutzbar ist.

'./ereiiibarte Warfürigen gemäß Kap. 2.5 sowie Updates und Upgrades gemäß Kap. 2.6 sind kein Ausfall.

:',orümt es cirimitteibai- nach oder während der Wiederherstellung des Produktes zu weiteren vom

i.'='lünitüring-System geüessenen kurzen Ausfällen, z.B. durch Nacharbeiten oder

Kcüfigi?iratioüsaripassungen, so werden diese Ausfälle nicht als Einzelausfälle gevvertet, fließen jedoch in die
Gesamtausfallzeit mit ein.

2.10.I Nicht berücksichtigte Ausfallzeiten

:s i-iicht zu berücksichtigeiide Ausfallzeiten gelten:

- Ausfallzeiten, deren Ursache im alleii-iigen Verantwortungsbereich des Auftraggebers liegen.

- A.usfallzeiten durch vereiiibarte Downtimes (Wartungsfenster, Updates, Upgrades, Emergency Changes).

- .'-.usFälle, die dcirch höhere Gewalt verursacht werden oder die außerhalb des Einflusses des

Standard Service Level-Katalog, Versioii 10
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Priorität Auswirkung Reaktionszeit

Kritisch (1) - kri'«:sche Ciescliäftsprozesse des

-ä«:F-.:'aggebers sir.d acisgefa:en. cder
- 8'c:-=rheits'iarfälle. die kritisch für

'}artraiilicökeit bz'+i. !ritegrirät der Daten sind,
ade"

- i'.crriplette Standorte oder Aciüplette
Lsisa;rngseinheiten sind betroffen.

In der Service-Zeit: 98"'/o innerhalb von max. 15

Minuten nach Störcingsrrieldung
Innerhalb der 8ervice Desk-Zeiten (außerhalb der

Ser»iice-leit:i: 98% innerhalb von max. 45 Minuten

Hoch (2) - Gescnä(tsprozesse des Aultraggebers sind
beeiiiträchtigt.

In der Service-Zeit: 98% innerhalb von max. 30

Minuten nach Störungsmeldung
liinerhalb der 8ervice Desk-Zeiten (außerhalb der

Service-Zeit): 98% innerhalb von max. 60 Minuten

Mittel (.3) - Gerii-ige Auswirkung auf die
Geschäftsprozesse des Auftraggebers, oder

- bestimmte Funktionen / Leistungsmerkmale
können nur nocli eingescliränkt genutzt
vverden, oder

- eire Funktion fällt vollständig aus, die aber für
dep Tagesbetrieb nur von bedingter
Wichtigkeit ist.

In der Service-leit: 98% innerhalb von max. 180

Minuten nach Störungsmeldung
Innerhalb der Service Desk-Zeiten (außerhalb der
Service-Zeit): 98% innerhalb von max. 240
Minuten

Niedrig (4) - Keine Auswirkung auf die Geschäftsprozesse
des Au(tragge):iers, oder

- die Störung schränkt die Nutzbarkeit eines
betrüffenen Produktes nur geringfügig ein.

98o/o innerhalb von max. 2 Arbeitstagen nach
Störungsmeldung



Auftragnehmers liegen, insbesondere Naturgewalten, Feuer, Explosionen, Sabotage, Unfälle, Embargos,

Aufruhr, innere Unrcihen, einschließlich Handlungen örtlicher Regierungen und parlamentarischer

3ehörden; das Ijrisiermögen Dritter, die Softvvare oder Materialien zu liefern, Störfälle an der Ausrüstung;

sowie ArbeitskäiüpTe jeglictier Art und aus jeglichem Anlass, insbesondere Streiks und Aussperrungen.

Der Auftragnehmei- hat den Nachweis zu erbringen, dass eirier der vorgenannten Fälle tatsächlich

vorgelegen hat.

2.10.2 Statusmeldezeit bei Störungen

Vom Zeitpunkt der Meldung über einen Service-Ausfall bis zur Behebung des Service-Ausfalls unterrichtet

rlar Auftragnel-imer clen Auftraggeber regelmäßig über den Status der Fehlerbehebung. Je nach Kritikalität

des Ausfalls siiqd a'ie Zeitspannen bis zur ersten Statusmeldung und die Intervalle der anschlieT3enden

regelmäßigen Statüs-Updates in folgender Tabelle aufgeführt.

l :le S;afüsme:dür:g ei'fo!gt i?jber die definierten Service-Kanäle. Die Statusmeldezeit gilt während der
Sei-vice-Zeit.

2.11 Berichterstattung

Die Berichterstattung erfolgt in elektronischer und elektronisch weiter verarbeitbarer Form (z. B. zur

ac:tomatisierten Gei".erierung von Kennzahlen) und wird im Kundenbereich des Service-Portals des

Ac:ftragnehmers abgelegt. Adressat ist der im SLA bzw. im Einzelauftrag benannte Auftraggeber. Der Bericht

?:ipfasst die im SLA definierten KPIs, die in Kapitel 3 generell beschrieben sind.

- Service Level Peporting: Der Auftragriehmer erstellt auf Basis jeden SLAs Quartalsberichte über die

E:-reichurig der 8ervice Levels und der Qualität und stellt diese dem Aoftraggeber in einem

i-naschinenlesbareiq Format zur Verfügcing.

8ervice Levei Peview: Auf Wunsch des Auftraggebers findet ein F{evievv statt, um die geleisteten

Qrialitäten urid d;.e E:-reichung der Service Levels zu überprüfen und mögliches Verbesserungspotential

aufzuzeigen.

Staixlard Service Level-Katalog, Version 1.0
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Priorität Klasse Erste Statusmeldung
(nach Beginn der Störungsbehebung)

Status-Update

1 Kritisch 30 Minuten Alle 60 Minuten

2 Hoch 30 Minuten Alle 2 Stunden

344 Mittel,/Niedrig 60 Minuten Nach Abschluss des Tickets



3 Kennzahlen zur Messung der Qualität
:lac)ifolgend vieraeri Kennzahlen für die Bestimmung der Qua!ität von Produkten beschrieben. Die

Keniizahlen unterscheiden sich nach Verfügbarkeit und Qualität von Produkten und der erbrachten

Service-Qualität des Auftragnehmers.

€ie SLA. r?utzen aosschließlich die nact"ifolgend definierten Kennzahlen. Eine Erweiterung der Kennzahlen

wird k.ontinuierlich vorgenommen. Kennzahlen werden teils über bereitgestellte Berichte sowie teils über

eigene Auswei-temöglichkeiten zur Verfügung gestellt.

3.I Verfügbarkeit

Ei:-. Produkt gilt als sierfi'gbar, wenn es im vereinbarten Zeitraum fehlerfrei anwendbar ist.

Die Verfügbarl<eitsquote ist der prozentuale Anteil der Service-Zeit (abzüglich Wartungszeiten), gemessen
t.'rid bewertet C?ber einen definierten Messzeitraum (ein Jahr), in der das Produkt zur Verfügung stand.

nls Quote wird nach der folgenden Formel berechnet:

2 Dauer Service-Ze?t ?- > Dauer Wartungszeit - 2 Dauer Ausfallzeit

-------------------------------------------------------- x 100 = Verfügbarkeit in o/o

2 Dauer Service-Zs?t - 2 Dauer Wartungszeit

iL'ar Betrachtongszeitraüm muss dabei im SLA spezifiziert werden. Die möglichen Betrachtungszeiträume

iC:.r die Berechnung der Verfügbarkeiten sind:

Kaprtel 2.2 En-eichbarkeit Service Desk

Kapitel 2.3 Service-Zeit

1st kein Betrachtungszeitraum arigegeberi, so gilt Kapitel 2.3 Service-Zeit.

Dia Messung der Verfügbarkeit erfo!gt durchgängig in der Betriebszeit. Der Bemessungszeitraum gibt an,

I:v:arl"ialb welchen 7eitraumes (monatlich, iährlich) die gemessene Verfügbarkeit dargestellt und berichtet

wird.

Ausfallhäufigkeit

€ia Ausfallhätiflgkeit stellt die Anzahl der Ausfälle je Produkt inneföalb des Betrachtungszeitraumes dar.

,«ac'.sfall iü Siio.i"ie dieses Kriteriums bedei;tet Nichtverfügbarkeit des Produktes laut der Definition der

ö.asfailzeit (siehe Kapitel 2.9).

2li+
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3.3 Ausfallzeit

:ie Zeitdauer in örar sin Produkt innerhalb des Betrachtungszeitraumes gemäß SLA nicht zur Verfügung

steht, ist ciie A «isfa:!z=it I:siehe +<apiter 2.9). Die Summe der Ausfallzeiten ciber den Bemessungszeitraum ist

die Gesamtausfallzeit.

3.4 Antwortzeit

Die Ant'sortzeit gibt äie Zeit an, die zwischen einer Systemanfrage und der Systemantwort verstreichen

ciarf. Wichtig ist bei diesem Kriterium, dass neben der Zeit auch die Messpunkte und die Messung genau

spezifiziei-t sein isüüsseii. Die geicrderteri maximal zulässigen Antwortzeiten, sowie die Spezifikation der

!viessung sind im jevzeiligen SLA zu beschreiben.

i':.ntwortzeiten können sein:

- Dialogantwortzeit

"Dialügantwcr:zeit" beschreibt die Zeitspanne zwischen der Betätigung der PETURN-Taste am Endgerät

ü:qd der Anzeige der Systemantwort auf dem Endgerät.

- Tl-anSakf!OllSZe!f

Eii»'a ,,Transakticri" :st eine fest definierte Abfolge von Ein- und Ausgaben in einer Anwendung, die von

al:ier Messso:-irjo a:» sii-iem Standort des Auftraggebers und/oder einer Messsonde im Rechenzentrum

6es Auftragnehivers ausgeführt werden.

o>.?oa«yvortzeiten vvs-rda?-i dcirch Messroboter gemessen, die hochautomatisiert und standardisiert wiederholt

(;?-st defiiiierte Diaioge oder Transaktionen ausführen und die Antwortzeiten messen und protokollieren.

Dls Antwortzeit setzt sich zusammen aus:

? Datenübertragüisgszeit vom Endgerät zum Einspeisepunkt im Rechenzentrum

- €atenübertragurigszeit vom Einspeisepunkt im Rechenzentrum zur Anwendung

- r3earbeitvrigszelt i",.r.erhalb der Anweridung inklusive ihrer Unterprozesse (Datenhaltung, zusätzliche
Dienste)

- €atenüberti-agur.gszeit von der Anwendung zum Einspeisepunkt im Rechenzentrum

- Datenübertragi?ii»gszeit vom Einspeisepunkt im Rechenzentrum zum Endgerät.

€;le maxii=ale akzeptable Antwortzeit, die Spezifikatioi-i der Messung (was genau wird von welchem Punkt

ai?'sgei'»essen3 c:rd öer erlaubte Prozentsatz von Messpunkten, die die maximale akzeptable Antwortzeit

i.:::erschreiteiq dC:risi-., müssen im jeweiligeii SLA detailliert beschrieben sein.

p

sJ Erstlösungsquote

D?=; !<eiinzahl ste:it dar, wie viele Stömngeii (Incidents)/Service- Anfragen direkt im 1st Level und nicht ayi

aii-ie 2nd Level Bearbeitergrcippe vveitergeleitet wurden, gelöst/erledigt werderi.

Standerd 8ervice Level-Katalog. Version 1.0
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Je melir Incidents/Service Requests im 1st Level Support gelöst bzw. erledigt werden, umso schneller

können die Anviender vvieder arbeiten, unabhängig davon, ob es sich dabei z.B. um Störungen des Betriebes
oder z.B. um Wissensdefizite des Anwenders handelt.

3.6 Anwender-Support

Der Anwender-Support stellt sicher, dass der Anwender in der Bedienung des Verfat"ireris zeitnah

üi"iterstützt wird. Es ist darauf zu achten, dass die Tickets des Tickettyps Anwender-Support in einer

vertretbareri Zeit erledigt werden und keine Langläufer entstehen:

- Anzahl aller Anwender-Supporttickets, die in 1 Arbeitstag (AT) gelöst wurden im Verhältnis zu allen

Anwender-Supporttickets im Zeitraum.

- At»zal-il aller Anwender-Scipporttickets, die in 5 AT gelöst wurden im Verhältnis zu allen Anwender-

Supporttickets im Zeitraum.
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GEMEINDE OBERRIED

Protokoll

GEMEINDERATSSITZUNG

- öffentlich -

07.06.2021

Sitzung 25

TOP6 Bauantrag Vörlinsbachstraße 23, hier: Neubau eines
Hackschnitymlagprs mit Heizungsanlage

Gemeinderat Tobias Jautz erklärt sich für befangen, nimmt im Zuhörerbereich Platz
und wirkt an der Beratung und an der Beschlussfassung nicht mit.

Beratung

Die Verwaltung erläutert, dass die Bauherren den Neubau eines
Hackschnitzellagers mit Heizungsanlage auf dem Grundstück Vörlinsbachstraße
23, Flst.Nr. 143, in Oberried, beantragen.

Das Grundstück liegt teilweise im Geltungsbereich des der Außenbereichssatzung
,,Vörlinsbach, Bereich Kirnermarteshof/Maierhof". Das Hackschnitzellager soll
jedoch außerhalb (ein Stück weiter nördlich des Geltungsbereichs) errichtet
werden. Der Bauort befindet sich daher im Außenbereich. Die Zulässigkeit ist nach
§ 35 BauGB zu beurteilen. Eine Genehmigung durch das Landratsamt als
zuständige Baugenehmigungsbehörde kann nur im Einvernehmen mit der
Gemeinde erteilt werden.

Die Verwaltung schlägt hier vor das Einvernehmen zu erteilen. Die Begründung für
die Notwendigkeit kann der Anlage entnommen werden. Im weitesten Sinne dient
die bauliche Anlage der Versorgung eines ortgebundenen Betriebes mit Wärme (§
35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB).

Beschluss (einstimmig)

Das Einvernehmen zum Baugesuch wird erteilt.



GEMEINDE OBERRIED

Protokoll

GEMEINDERATSSITZUNG

- öffentlich -

07.06.2021

Sitzung 25

TOP7 Verschiedenes

Bauvorhaben Grundstück Gasthaus Hirschen

Gemeinderat Johannes Rösch erkundigt sich danach, ob es für den Bereich
Gasthaus Hirschen einen Bebauungsplan gibt und ob die Gemeinde hier
entsprechende Steuerungsmöglichkeiten hat. Die Verwaltung erläutert, dass es
für diesen Bereich keinen Bebauungsplan gibt. Die Zulässigkeit eines
Bauvorhabens richtet sich nach § 34 Baugesetzbuch. Es muss sich demnach in
die Umgebungsbebauung einfügen. Das Sich-Einfügen ist rechtlich sehr genau
nachprüfbar. D.h. hier kann nichts entstehen, was sich nicht in die
Umgebungsbebauung einfügt. Andersherum hat der Bauherr dann aber auch
einen Rechtsanspruch auf eine Baugenehmigung, wenn sich das Vorhaben in die
Umgebungsbebauung einfügt. Die Gemeinde entscheidet zwar darüber, ob sie
das Einvernehmen zum Baugesuch erteilt, jedoch darf sie es nicht rechtswidrig
versagen. Daher ist die Verwaltung frühzeitig ins Gespräch mit dem potenziellen
Bauherrn gegangen um ein von beiden Seiten tragbares Bauvorhaben zu
entwickeln.
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Sitzung 25

Top8 Frageviertelstunde

Bauvorhaben Grundstück Gaqthaiis Hirschen

Eine Bürgerin regt an, dass bezüglich der Bebauung des Grundstücks die
Gemeinde aktiv ihre Mittel nutzen müsse, um die Bebauung entsprechend den
Vorstellungen der Gemeinde umzusetzen.
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